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Hinweis: SenFin hat die Vertraulichkeit fur
An den den Bericht rote Nr. 0069 J aufgehoben.

Vertraulich!

Vorsitzenden des Hauptausschusses

uber die

Prasidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

uber die

Senatskanzlei - G Sen -

Gesamtstddtische Steuerung der Unterbringung der Verwaltung (GSUV)

- FM-Reporting Q 3 2023/ Q 1 2024, Bedarfsszenario 2023/2024,
Gesamtfldchenbilanz 2023, Optimierungskonzepte 2024 sowie Rundschreiben | - Nr.
18/ 2024 -

rote Nummern: 19/0069, 0069 B,C, D, E, F, G, H

Vorgang: 3. Sitzung des Hauptausschusses vom 19.1.2022
14. Sitzung des Hauptausschusses vom 4.5.2022
23. Sitzung des Hauptausschusses vom 31.8.2022
14. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin
vom 23.06.2022, Drs. 19/0400 (Nr. I.A.2.)

40. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 14.12.2023,
Drs. 19/1350 (Nr. Il.A.3 und 4)

46. Sitzung des Hauptausschusses vom 27.3.2019

79. Sitzung des Hauptausschusses vom 23.9.2020

56. Sitzung des Hauptausschusses vom 24.1.2024

59. Sitzung des Hauptausschusses vom 13.03.2024

60. Sitzung des Hauptausschusses vom 10.4.2024

Der Hauptausschuss hat in seiner 46. Sitzung vom 27.3.2019 Folgendes beschlossen:


Stefan Bernhardt
Schreibmaschine
0069 J

Andreas Nowak
Textfeld
Hinweis: SenFin hat die Vertraulichkeit für den Bericht rote Nr. 0069 J aufgehoben.


»oenFin wird gebeten, dem Hauptausschuss quartalsweise liber die zu
erwartenden Anmietvorlagen der Verwaltungen, die dem Hauptausschuss
vorgelegt werden sollen, zu berichten."

Der Hauptausschuss hat in seiner oben bezeichneten 79. Sitzung vom 23.9.2020
Folgendes beschlossen:

»Auf Vorschlag der Senatsverwaltung fiir Finanzen beschlief3t der Hauptausschuss,
dass der Bericht zur gesamtstddtischen Steuerung der Unterbringung der
Verwaltung nur noch dreimal im Jahr (vor und nach der parlamentarischen
Sommerpause sowie jeweils zum 31.12.) vorgelegt werden soll. Die
Berichtsauftrdge zur gesamtstadtischen Steuerung werden dann mit dem jeweils
folgenden Bericht beantwortet.”

Der Hauptausschuss hat in seiner 3. Sitzung vom 19.1.2022 Folgendes beschlossen:

,Der Ubernahme der in den Beschlussprotokollen des Hauptausschusses und seiner
Unterausschiisse aufgefiihrten Beschliisse, insbesondere der Berichtsauftrage (s.
roten Nummer 0015), in die 19. Wahlperiode wird unter Beriicksichtigung der zuvor
beschlossenen Anderungen (s. rote Nummer 0015 A) zugestimmt.“

Der Hauptausschuss hat in seiner 59. Sitzung vom 13.3.2024 Folgendes beschlossen:

»oenFin wird gebeten, dem Hauptausschuss das angekiindigte Rundschreiben zur
Umsetzung der Auflage hinsichtlich Neuanmietungen bzw.
Anmietungsverldngerungen aufzuliefern.”

Der Hauptausschuss wird gebeten, folgende Beschliisse zu fassen:

1. Der FM-Report 03/2023 und 01/2024, die Berichte iiber die
Gesamtflachenbilanz 2023 und das Bedarfsszenario 2023/2024 und die
Optimierungskonzepte 2024 und das Rundschreiben SenFin | Nr. 18 / 2024
werden zur Kenntnis genommen.

2. Das FM Reporting iiber die geplanten Anmietungen kann kiinftig entfallen,
da gem. der neuen Auflage 3 zum Haushalt 2024/2025 Neuanmietungen oder
Anmietungsverldngerungen grundsdtzlich nicht mehr stattfinden sollen.

Hierzu wird berichtet:

Der FM-Report 03/2023, die Gesamtfldchenbilanz und das Bedarfsszenario 2023
wurden den Beschliissen des Hauptausschusses vom 23.9.2020 sowie vom 19.01.2022



folgend in der bisherigen Form zur Vorlage an den Hauptausschuss bis Ende 2023
vorbereitet.

Am 14.12.2023 hat das Abgeordnetenhaus in seiner 40. Sitzung, Drs. 19/1350 (Nr. 11.A.3)
eine neue Auflage Nr. 3 zum Haushalt 2024/2025 beschlossen. Durch die neue Auflage
wurde ein neuer Berichtsauftrag zum Fldchenverbrauch und zu Optimierungskonzepten
des Senats und der Bezirke erstmalig zum 01.07.2024 erteilt. Es entstand eine inhaltliche
Uberschneidung mit den bisherigen Berichten zur GSUV. Daher wurde eine Anpassung
und Zusammenfassung des Berichtwesens und Uberarbeitung der bisherigen Vorlagen
vorgenommen. Der Hauptausschuss hat am 24.01.2024 einer Fristverldngerung der
Berichte zum FM-Report, zur Gesamtflachenbilanz und zum Bedarfsszenarios bis zum
31.03.2024 und am 10.04.2024 bis zum 01.07.2024 zugestimmt.

Kiinftig sollen alle Berichtsauftrage zur GSUV jeweils jahrlich zum 01.07. beantwortet
werden.

1. FM-Reporting 3/2023 sowie 1/ 2024

79. Sitzung des Hauptausschusses vom 23.9.2020 - Berichtsauftrag:

"SenFin wird gebeten, dem Hauptausschuss quartalsweise iiber die zu
erwartenden Anmietvorlagen der Verwaltungen, die dem Hauptausschuss
vorgelegt werden sollen, zu berichten." (46. Sitzung vom 27.3.2019; mit 79.
Sitzung vom 23.9.2020 Anderung des Berichtsturnus, s.0.)

Hierzu wird berichtet:

Die anstehenden Anmietungsvorlagen sind bei der Berliner Immobilienmanagement
GmbH (BIM) fiir die Hauptverwaltung sowie bei den bezirklichen Serviceeinheiten Facility
Management (SE FM) fiir die Bezirke in einem vereinheitlichten Schema abgefragt worden
und in der Anlage 1 dargestellt. Die Anmietungen ohne Befassung des Hauptausschusses
wurden ebenfalls abgefragt und in der Anlage 1.1 abgebildet.

Im Portfoliomanagement der BIM und bei den SE FM werden derzeit 26 als
entscheidungsreif eingeschdtzte Anmietungen und Portfolioprojekte iiber den
Schwellenwerten zur Zustimmung im Hauptausschuss gem. Auflagenbeschluss Nr. 4 zum
Haushaltsplan 2024/2025 bearbeitet. 11 Projekte dienen der Bedarfsdeckung
bezirklicher Dienststellen, 15 Projekte sind zur Bedarfsdeckung auf der Ebene der
Hauptverwaltung vorgesehen. Es handelt sich in 15 Fallen um Markt-Anmietungen bzw.
um die Verldngerung bestehender Markt-Anmietungen. 11 Projekte werden im
landeseigenen Bestand bzw. mit dem Bund oder anderen landeseigenen
Unternehmungen realisiert. Weitere 10 Anmietungen werden durch die Senatsverwaltung



fiir Finanzen ohne Befassung des Hauptausschusses bearbeitet (unter 1.000 m?, unter
9.000 € Nettokaltmiete oder SILB-Anmietung unter drei Jahren).

Mit dieser Liste legt die Senatsverwaltung fiir Finanzen dem Hauptausschuss die
Planungen der BIM GmbH und der Bezirke zur Kenntnisnahme vor. Mit der Auflistung
gehen keine Vorentscheidungen oder Festlegungen seitens der Senatsverwaltung fir
Finanzen einher, da die abschlief3ende Priifung der Mafinahmen im Rahmen des
definierten Anmietprozesses erst noch erfolgt. Die Projektplanung kann zudem noch
Anderungen unterliegen.

2. Gesamtflachenbilanz 2023

14. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 23.06.2022, Drs. 19/0400 (Nr.
II.LA.2.) und 40. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 14.12.2023, Drs.
19/1350 (Nr. 1l.A.4.) - Berichtsauftrag:

»Die Hauptverwaltung und die Bezirke miissen der Senatsverwaltung fiir Finanzen und
diese dem Hauptausschuss einmal jahrlich Fldchen- und Nutzungsbilanzen sowie
Bedarfsplanungen vorlegen. In den Flachenbilanzen ist pro Dienststelle der Anteil der
Beschdftigten, die im Home-Office arbeiten kdnnen, auszuweisen.“

Hierzu wird berichtet;

In der Gesamtflachenbilanz wird nachfolgend die Flachenauslastung in der Berliner
Verwaltung im Jahr 2023 an 489 Standorten anhand des Flachenverbrauchs der
einzelnen Portfolios bezogen auf die dort tatsachlich Beschaftigten (Personen)
dargestellt.

Maf3geblich fiir den Fldchenverbrauch ist die AllARaum-Fldache, welche sich gemaf3 der
Allgemeinen Anweisung Uliber die Bereitstellung und Nutzung von DienstrGumen
(Raumnutzungsanweisung - AllARaum) aus der Summe der Nutzungsfléchen (NUF) 1-6
nach DIN 277 (Biiro- und Sonderflachen) zusammensetzt. NUF 7 (sonstige Nutzungen wie

Sanitdrraume und sonstige Infrastrukturflachen) werden nicht betrachtet (siehe auch
Schaubild Anlage 2).



Flachenverbrauch pro Beschdftigte/n 2023

AllARaum Beschiftigte AllARaum-Fldche in
(Buiro+Sonderfl.) in m* (Personen) m?*/ Beschaftigte
Bezirke 449.260 19.907 22,6
Feuerwehr 72.796 5.337 13,6
Finanzamter 149.066 7.052 211
Gerichte 171.564 6.150 27,9
Landesdmter 111.735 4.297 26,0
Polizei 430.603 24.198 17,8
Senatsverwaltungen 224.830 10.373 21,7
Sonstige * 21.301 1.137 18,7
Strafverfolgung 42.908 1.292 33,2
Gesamtergebnis 1.674.062 79.743 21,0

* enthdlt den Rechnungshof, die Landesdatenschutzbeauftrage, den Berliner Beauftragten zur Aufarbeitung
der SED-Diktatur, das Sekretariat der Stdndigen Konferenz der Kultusminister der Lander, das Landesinstitut
fur gerichtliche und soziale Medizin Berlin und die Sozialen Dienste der Justiz

Der Gesamtfldchenverbrauch 2023 liegt bei 21,0 m* AllARaum-Fléche pro Beschdftigter
im Land Berlin. Er ist gegeniiber den Vorjahren weiter gesunken (2022: rd. 22 m?®), liegt
jedoch weiterhin iiber der Vorgabe der AllARaum in Héhe von 15,4 m?/Arbeitsplatz
(Kapazitaten gem. Einpassung). Zur besseren Einordnung wird diese Kennzahl mit dem
Baukostenindex 2023 verglichen. Dieser Index fiihrt Planungskennwerte fiir Fldchen und
Rauminhalte nach DIN 277 ,,Grundfldchen und Rauminhalte im Bauwesen* fiir
Birogebdude mittleren Standards auf. Die im Baukostenindex genannte Kennzahl
Gesamt-NUF 1-7 pro Arbeitsplatz liegt bei Umrechnung auf die der AllARaum-Fléche
zugrunde gelegte NUF 1-6 bei 25,6 m®. Der Fldchenverbrauch im Land Berlin kann damit
insgesamt als moderat betrachtet werden.

Die unterschiedlichen Fladchenverbrauchswerte pro Beschdftigte/n der einzelnen
Portfolios ergeben sich im Wesentlichen aus den spezifischen funktionalen Anforderungen
der Verwaltungen (bspw. wegen Publikumsverkehr bei Landesdmtern oder Gerichtssalen
usw.). Jedoch spielt der Umsetzungsstand der Anwendung moderner Arbeitsformen
zunehmend eine Rolle.

Flexible Arbeitsplatz-Nutzung und ortsunabhdngiges Arbeiten

GemafB der Auflage 2 zum Haushaltsgesetz 2022/23 (neu Auflage 4 zum
Haushaltsgesetz 2024/25) wurden Kennzahlen zum Umsetzungsstand des non-
territorialen Arbeitens abgefragt.

Die technische Mdglichkeit der flexiblen Arbeitsplatznutzung (der Arbeitsplatz ist nicht
personengebunden, z.B. Desksharing) der Haupt- und Bezirksverwaltungen und der
Umsetzungsstand wurde von den Verwaltungen wie folgt eingeschdtzt:



Gesamtportfolio Haupt- und
Bezirksverwaltungen Anteil an den Gesamtarbeitsplatzen

flexible Arbeitsplatznutzung technisch 68,9 Prozent

moglich

flexible Arbeitsplatznutzung technisch nicht 31,0 Prozent

moglich

keine Angaben 0,1 Prozent
tatsdchlich flexibel genutzte Arbeitspldtze

(Umsetzungsstand) 5,4 Prozent

Fast alle Verwaltungen konnten 2023 Angaben zu non-territorialem Arbeiten liefern.

Im Vergleich zum Vorjahr 2022 hat sich der von den Verwaltungen angegebene Anteil
der entsprechend den technischen Méglichkeiten flexibel nutzbaren Arbeitspldtze an den
Gesamtarbeitspldtzen in der Berliner Landesverwaltung von ca. 41 Prozent auf ca. 69
Prozent deutlich erhéht. Die Angaben zum Umsetzungsstand, d.h. zu den tatsdchlich
flexibel genutzten Arbeitspldtzen, mit nur ca. 5 Prozent an den Gesamtarbeitsplatzen
zeigen jedoch deutlich die Effizienzreserven.

Der Arbeitsplatzquotient (tatséchliche Beschdaftigte / Arbeitsplatz) liegt in etwa wie in
2022 insgesamt bei 1,1 Beschdaftigte/ 1 Arbeitsplatz.

Insgesamt zeigt sich ein sehr differenziertes Bild bezogen auf die einzelnen Portfolios.

Die technischen Mdglichkeiten fiir eine flexible Nutzung der Arbeitsplatze liegt in einer
Spanne von 100 Prozent bei der Polizei und bis hin zu ca. 60 Prozent bei den Bezirken,
Senatsverwaltungen und Gerichten. Der Anteil der tatsdchlich flexibel genutzten
Arbeitspldatze ist in allen Portfolios gering, den hochsten Umsetzungstand haben dabei die
Landesdmter mit einem durchschnittlichen Anteil von 21 Prozent an den
Gesamtarbeitspldtzen ihres Portfolios angegeben.

Nach aktueller Datenlagen liegen hinsichtlich der Méglichkeiten fiir ortsunabhdngiges
Arbeiten (z.B. Homeoffice, Telearbeit, mobiles Arbeiten) in der Berliner Landesverwaltung
und des Umsetzungsstandes folgende Informationen vor:

Gesamtportfolio Haupt- und

Bezirksverwaltungen Anteil an den Beschdaftigten
ortsunabhdngiges Arbeiten méglich 60,1 Prozent
ortsunabhdngiges Arbeiten nicht moglich 38,2 Prozent
keine Angaben 1,7 Prozent

ortsunabhdngig Arbeitende 22,8 Prozent




Fiir die Berliner Landesverwaltung haben die Dienststellen eingeschatzt, dass fiir
insgesamt fiir ca. 60 Prozent der Beschdftigten die Méglichkeiten fiir ortunabhéngiges
Arbeiten gegeben sind. Bei differenzierter Betrachtung ergibt sich aber, dass mit
Ausnahme von Polizei und Landesdmtern alle anderen Verwaltungen einen Anteil von 90
bis zu 100 Prozent angeben.

Der angegebene Umsetzungsstand, d.h. der Anteil der Beschdaftigten, die mobile
Arbeitsformen nutzen, wurde 2023 mit ca. 23 Prozent angegeben. Die tatsdchliche
Nutzung von ortsunabhdngigem Arbeiten wurde jedoch noch nicht flachendeckend
erfasst. Daher ist davon auszugehen, dass der tatsdchliche Anteil héher liegt.

In den einzelnen Portfolios reicht die Spanne der angegebenen tatsdchlich
ortsunabhdngig arbeitenden Beschdaftigten an den Gesamtbeschaftigten von 64 Prozent
bei den Senatsverwaltungen, liber 47 Prozent bei den Finanzdmtern, 50 Prozent bei den
Landesdmtern bis hin zu 18 Prozent bei der Strafverfolgung und den Bezirken, wobei
letztere eine besonders grofie Schwankungsbreite aufweisen.

Einzelzimmer-Nutzung

Fiir Riickschliisse zur Flachenauslastung in den verschiedenen Portfolios wurde auch 2023
der Anteil der Einzelzimmer an den Biirordumen ermittelt. Er liegt im Gesamtbestand der
Haupt- und Bezirksverwaltungen bei ca. 49 Prozent und ist damit im Vergleich zu 2022
sogar gestiegen. Hier reicht die Spanne von 38 Prozent bei den Landesdmtern, iber 50
Prozent bei den Senatsverwaltungen und 55 Prozent bei den Bezirken bis zu 74 Prozent
bei den Gerichten. Der Einzelzimmeranteil ist weiterhin zu hoch und wird im Rahmen von
Flachenbedarfspriifungen kritisch hinterfragt.

3. Optimierungskonzepte 2024

40. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 14.12.2023, Drs. 19/1350 (Nr.
II.LA.3.) - Berichtsauftrag:

,Dem Hauptausschuss des Berliner Abgeordnetenhauses und den
Bezirksverordnetenversammlungen ist erstmals am 01. Juli 2024 und sodann jahrlich tber
den Flachenverbrauch und die Optimierungskonzepte zu berichten.”

Zum Flachenverbrauch der Berliner Verwaltung wurde im vorangegangenen Abschnitt
berichtet. Da der Grofiteil der Verwaltungen den AllARaum-Fldchenwert weiterhin
iberschreitet, wurden alle Bezirke, Senatsverwaltungen und nachgeordneten Behérden
um Zulieferung von Informationen zu bestehenden oder geplanten
Flachenoptimierungskonzepten gebeten.



Bisher haben 7 Verwaltungen ein Optimierungskonzept erstellt, darunter die Bezirke
Treptow-Kopenick, Tempelhof-Schéneberg, Charlottenburg-Wilmersdorf und
Friedrichshain-Kreuzberg, die Senatsverwaltung fiir Kultur und Gesellschaftlichen
Zusammenhalt, die Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Wohnen und Bauen und der
Rechnungshof. Der Grofiteil der weiteren Verwaltungen erarbeitet aktuell ein
Optimierungskonzept, plant dies oder verfolgt bereits unabhdngig von einem Konzept
Optimierungsansdtze. Einzelne Gerichte, das LAGetSi und das LABO haben keine oder
nur eingeschrdnkten Angaben gemacht bzw. verfolgen keine Optimierungsmafinahmen.

Zur Frage, aus welchen Griinden die Fldchenvorgabe der AllARaum aktuell liberschritten
wird, wurde folgendes durch die Verwaltungen benannt:
e ungiinstige Raumzuschnitte, Altbauten, Denkmalschutz,
e hoher Bedarf an Archiv- und Lagerfldchen, fehlende Digitalisierung
e fachliche Anforderungen, z.B. Warte- und Beratungsrdume fiir Publikum
(insbesondere bei Bezirken und Landesdmtern), Sonderflachen fiir technische
Ausstattung, Sportfldchen etc. bei Polizei und Feuerwehr.

Auffdllig ist, dass auch zwischen Verwaltungen mit Ghnlichem Aufgabenumfang
erhebliche Unterschiede im Flachenverbrauch bestehen (z.B. Bezirke zwischen 15,7 und
31,7 m? AllARaum-Fléche je Beschdftigter). Hier gilt es, kiinftig objektivierbare Maf3stébe
fir die optimierte Flachennutzung in den jeweiligen Gebduden zu finden. Zudem haben
einige Verwaltungen, die gemaf3 Fldchenbilanz den AllARaum-Richtwert liberschreiten,
bei der Abfrage zu den Optimierungskonzepten angegeben, dass dies nicht der Fall
wdre. Diese Informationsdefizite gilt es kiinftig zu beheben.

Als haufigste Optimierungsmafinahmen werden die Reduzierung von Einzelzimmern,
ortsunabhdngiges Arbeiten (Home-Office, Telearbeit, mobiles Arbeiten), die flexible
Nutzung von Arbeitsplatzen (Desk-Sharing, Multifunktionsbiiros), die Nutzung von
Videokonferenzen, die rdumliche Trennung von Biiro- und Besprechungsrdumen sowie die
Digitalisierung von Aktenbestdnden genannt.

Aus Sicht der Verwaltungen bestehen jedoch erhebliche technische, organisatorische
und/oder kulturelle Hindernisse, um die Maf3inahmen im erforderlichen Umfang
umzusetzen. Genannt werden die fehlende technische Ausstattung (z.B. Laptops
Mobiltelefone) und die noch nicht erfolgte Digitalisierung sowie ausstehende Einfiihrung
der E-Akte. Erforderlich ist auflerdem ein Kulturwandel im Arbeitsleben weg vom
personalisierten Arbeitsplatz hin zum flexibel nutzbaren Arbeitsplatz durch mehrere
Beschdftigte.

Auch hier zeigt sich eine enorme Bandbreite in den Riickmeldungen der Verwaltungen
zum Stand der Digitalisierung, der Umsetzung flexibler Arbeitsformen und den
organisatorischen und kulturellen Voraussetzungen. Beispielsweise werden im Bezirk



Lichtenberg und in der Senatsverwaltung fiir Finanzen bereits 20 % der Arbeitsplatze
flexibel genutzt, im Amtsgericht Tiergarten sind es 14 %. In anderen Bezirken,
Senatsverwaltungen oder Gerichten ist dies nur in geringerem Umfang oder bisher gar
nicht der Fall. Dies macht deutlich, dass auch bei dhnlichem Aufgabenzuschnitt
Optimierungsmaf3inahmen mit unterschiedlichem Tempo umgesetzt werden, da die
technischen und kulturellen Voraussetzungen unterschiedlich sind.

Um eine flachendeckende Optimierung des Flachenverbrauchs in allen Verwaltungen zu
erreichen, ist die Beschleunigung der Digitalisierung zwingende Voraussetzung. Dariiber
hinaus sind aber auch Unterstiitzungsangebote zum Change Management und
Kulturwandel hin zu modernen Arbeitsformen erforderlich. Mit den Erkenntnissen aus dem
Pilotprojekt NewWork@SenFin unterstiitzt die Senatsverwaltung fiir Finanzen mit
Handlungsleitfdden und Informationsveranstaltungen diesen Prozess in den Behorden.

Pilotprojekte

Die Bezirksverwaltungen flihren insgesamt 14 Pilotprojekte, die Senatsverwaltungen 6, die
Landesdmter und die Polizei Berlin jeweils 2 Pilotprojekte, der Rechnungshof 1
Pilotprojekt zur Einflihrung von non-territorialem Arbeiten durch bzw. planen diese. Da die
meisten Projekte noch nicht abgeschlossen sind, sind die Riickmeldungen bzgl. der
Erfahrungswerte zurzeit sehr gering. So melden die Bezirke als positive Effekte eine
effiziente Arbeitsorganisation, eine hohe Motivation und Zufriedenheit der Mitarbeitenden
sowie die gewonnene Flexibilitat. Vereinzelt war auch eine negative Resonanz wie
Unzufriedenheit und Stress aufgrund mangelnder Digitalisierung von
Verwaltungsprozessen zu verzeichnen.

Die wesentlichen Erfolgsfaktoren fiir das Pilotprojekt ,,Arbeit mal anders” in der
Senatsverwaltung fiir Finanzen, welches seit kurzem in das Projekt NewWork@SenFin
iberfiihrt wurde, waren die externe Begleitung des Transformationsprozesses, die
Transparenz der Umsetzungsschritte und die umfassende Kommunikation zwischen den
Beteiligten sowie die stringente Unterstiitzung durch die Fiihrungskrafte.

Der Flachenverbrauch in den Pilotprojekten der Bezirksverwaltungen liegt dabei zwischen
8,1 m? und 16,9 m? AllARaum-Fléche pro Beschdftigter. Die Senatsverwaltungen liegen
bei einem Flachenverbrauch zwischen 4,5 m? und 8,27 m? pro Beschdftigter. Das
Landesverwaltungsamt hat in seinem Pilotprojekt einen Verbrauch von 14,51 m? pro
Beschdftigter angegeben.



4, Bedarfsszenario 2023/2024

14. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 23.06.2022, Drs. 19/0400 (Nr.
II.LA.2.) und 40. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 14.12.2023, Drs.
19/1350 (Nr. 1l.A.4.) - Berichtsauftrag:

»,Die Hauptverwaltung und die Bezirke miissen der Senatsverwaltung fiir Finanzen und
diese dem Hauptausschuss einmal jahrlich Flachen- und Nutzungsbilanzen sowie
Bedarfsplanungen vorlegen. In den Flachenbilanzen ist pro Dienststelle der Anteil der
Beschdftigten, die im Home-Office arbeiten kdnnen, auszuweisen.”

Hierzu wird berichtet;

Mit dem Bedarfsszenario 2023/2024 wird die geplante Entwicklung des
Sondervermdgens Immobilien des Landes Berlin (SILB), des Anmietvermdgens sowie der

bezirklichen Biirodienstgebdude hinsichtlich ihrer Flachenauswirkungen dargestellt
(Anlage 3).

Im Ergebnis wird iiber einen Betrachtungszeitraum von 5 Jahren, d.h. von 2024 bis 2028,
der strategische Steuerungsbedarf fiir die Berliner Verwaltung prognostiziert. Der
Steuerungsbedarf beschreibt die Differenz zwischen dem Zugang an Fldchen und Bedarf
an Flachen (,Bedarfsdelta“). Herausgerechnet sind alle Fléchen, die nicht der
Unterbringung der Verwaltung dienen wie bspw. Theater, Fliichtlingsunterkiinfte etc.

Der zukiinftige Flachenmehrbedarf resultiert aus Abmietungen wegen auslaufender
Mietvertrdge mit Dritten sowie aus dem prognostizierten Personalwachstum.

Fiir die Personalentwicklung wurden fiir 2024/2025 die im Haushalt veranschlagten
Stellen und bis 2028 ein Nullwachstum zugrunde gelegt.

Der Zugang zum Biirofldchenbestand ergibt sich durch Portfolioprojekte auf
Landesliegenschaften, umzusetzende Projekte auf angekauften Liegenschaften und
Anmietungen. Unter dem Gesichtspunkt der neuen Auflage 3 zum Haushaltsgesetz
2024/25, wonach der offentliche Flachenverbrauch durch Verdichtungsmafinahmen und
Umsetzung non-territorialer Arbeitsformen zu senken ist und Neuanmietungen und
Mietvertragsverldngerungen fiir Verwaltungszecke am Markt grundsdtzlich nicht mehr
erfolgen sollen, wurde die Berlicksichtigung in Planung befindlicher Portfolioprojekte und
Anmietungen fiir das Bedarfsszenario erneut gepriift. Im Ergebnis wurden ab 2024 fiir die
Flachenbedarfsdeckung - abweichend von den Bedarfsszenarien der vergangenen Jahre
- nur Portfolioprojekte und wenige ausnahmsweise zuldssigen Anmietungen am Markt in
die Betrachtung einbezogen, die sich bereits in Umsetzung bzw. in Planung befinden, fiir
die die Gremienbeschliisse vorliegen und die Finanzierung sichergestellt ist.
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Der Steuerungsbedarf bis zum Jahr 2028 leitet sich wie folgt her:

Bedarf (Netto-Raum-Fléche)

Flachenbedarf aus auslaufenden Mietvertrdgen 158.000 m?
Flachenbedarf aus Personalwachstum 93.500 m?
abziiglich realisierbare Effizienzreserve* (realisierbares - 5.700 m?
Abmietungspotential)

Summe Bedarf = 245.800 m®
Zugang (Netto-Raum-Fléche)

Projekte aus Ankdufen 43.800 m?
Portfolioprojekte 78.900 m?
Anmietungen 3.100 m?
Summe Zugang = rd. 125.800 m?
Steuerungsbedarf (Differenz zwischen Bedarf und Zugang - rd. 120.000 m?
»Bedarfsdelta®)

* Flacheneinsparungen durch Verdichtungsmafinahmen
Bis 2028 wird ein Steuerungsbedarf von ca.120.000 m?* NRF prognostiziert.
Folgende Tendenzen sind ableitbar:

Mehr als 60 Prozent des Flachenmehrbedarfs bis 2028 resultiert aus Abmietungen. Ab
2026 ist der Flachenmehrbedart ausschliefilich durch Abmietungen bedingt.

Die Bedarfsdeckung erfolgt im Betrachtungszeitraum iiberwiegend durch
Portfolioprojekte (s. Anhang zum Bedarfsszenario, Anlage 3.1). Dabei handelt es sich
vorrangig um Mafinahmen zur Herrichtung/Sanierung von Bestandsfldchen im
Landesbestand und zur Flachenoptimierung. Der Anteil der geplanten Anmietungen zur
Bedarfsdeckung ist sehr gering. Ab 2026 wurden keine neuen Anmietungen mehr
beriicksichtigt.

Dem Steuerungsbedarf kann eine Biirodienstgebdude (BDG)-Effizienzreserve
gegeniibergestellt werden. Sie wurde gegeniiber den Vorjahren qualifiziert.

Sie fallt zwar insgesamt geringer aus als in den Vorjahren angegeben, resultiert jedoch
auf einer qualifizierten Datenquelle, die kiinftig weiterentwickelt wird.

Die Effizienzreserve bezieht sich nicht mehr auf die Gebdude-, sondern auf die
Nutzerebene. Bisher wurde eine Fldcheneinsparung pauschal von 15 Prozent bezogen
die Gesamtflache aller Biirogebdude mit klassischer Verwaltungsnutzung unterstellt.
Nunmehr wurde auf der Grundlage der Analyse des Anmietvermégens und der
Auswertung der Zulieferungen der Hauptverwaltung und der Bezirke zur
Gesamtflachenbilanz 2023 a) eine realisierbare Effizienzreserve und b) eine zusatzliche
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qualifizierte Effizienzreserve von insgesamt ca. 73.400 m? NRF durch Umsetzung von
Flachenoptimierungsmaf3inahmen ermittelt.

a) Die realisierbare Effizienzreserve beinhaltet konkret identifizierte und realisierbare
externe Abmietungspotentiale mit einer Fldche von ca. 5.700m?. Sie wurde bereits
mindernd beim Fladchenbedarf beriicksichtigt. Die Bedarfe sollen dann in landeseigenen
Flachen gedeckt werden. Die entsprechenden Flachenpotentiale werden durch
Einfiihrung von non-territorialem Arbeiten erschlossen und sollen bei kiinftigen
Bedarfsanfragen beriicksichtigt werden.

b) Zusatzlich wurde eine weitere qualifizierte Effizienzreserve fiir Biirodienstgebdude
von ca. 67.700 m? ermittelt. Sie beriicksichtigt in Auswertung der Gesamtfléchenbilanz
2023 den aktuellen Umsetzungsstand zur flexiblen und ortsunabhdngigen
Arbeitsplatznutzung, der Arbeitsplatzauslastung und der daraus resultierenden
Sonderfldchenbedarfe. Es wird von einer sukzessiven Realisierung der Effizienzreserve,
voraussichtlich in einem Zeithorizont von drei bis fiinf Jahren ausgegangen.

Somit besteht nach Gegenliiberstellung der qualifizierten Effizienzreserve weiterhin ein
Steuerungsbedart.

Da allerdings sowohl die realisierbare als auch die qualifizierte Effizienzreserve den
aktuellen Umsetzungstand von flexiblem und non-territorialem Arbeiten wiederspiegeln,
werden sich diese Werte mit dem voranschreitenden Ausbau dieser Arbeitsformen
erhéhen und entsprechend den Steuerungsbedarf verringern.

Um die weitere Reduzierung des Anmietvermégens zu ermdglichen und Fldchenankdufe
fir neue Biirogebdude perspektivisch entbehrlich zu machen, werden die Dienststellen
bei der Schaffung der rGumlichen, technischen und organisatorischen Voraussetzungen
zur Steigerung der Flacheneffizienz unterstiitzt. Dazu wird neben Portfolioprojekten zur
Optimierung des Flachenbestandes das Modell der Flexiblen Arbeitsorte (FAQ) weiter
ausgebaut. Nutzerneutrale Biirofldchen werden durch die BIM modern hergerichtet und
die voll moblierten und effizient eingepassten Fldchen an die Landesnutzer vermietet.
Neben dem bereits in Nutzung befindlichen FAO-Standort Klosterstr. 71 und dem im Bau
befindlichen Standort Alt-Moabit 59-61 sind weitere FAO-Standorte geplant.

5. Rundschreiben | - Nr. 18 / 2024 - Auflage Nr. 3 und 4 zum Haushaltsgesetz
2024/2025: Anmietungsprozess, Gesamtfldchenbilanz, Bedarfsplanungen und
Optimierungskonzepte (Gesamtstddtische Steuerung der Unterbringung der

Verwaltung)

59. Sitzung des Hauptausschusses von Berlin vom 13.03.2024 - Berichtsauftrag:
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»oenFin wird gebeten, dem Hauptausschuss das angekiindigte Rundschreiben zur
Umsetzung der Auflage hinsichtlich Neuanmietungen bzw. Anmietungsverldngerungen
aufzuliefern.”

Hierzu wird berichtet:

Mit den (neugefassten) Auflagen Nr. 3 und Nr. 4 zum Haushalt 2024/2025 gehen
Z\nderungen zum Anmietungsprozess sowie erweiterte Anforderungen an die Transparenz
zur Nutzung von Liegenschaften und die Flacheneffizienz vor dem Hintergrund der
verstarkten Umsetzung moderner Arbeitsformen einher. Daraus ergeben sich
Anderungsbedarfe fiir die entsprechenden Zustimmungs-Prozesse. Der neue
Anmietungsprozess wird in dem Rundschreiben | - Nr. 18 / 2024 vom 29.04.2024
dargestellt. (Anlage 4 zzgl. Anlagen).

In Vertretung

Wolfgang Schyrocki
Senatsverwaltung fiir Finanzen

Anlagen:

Anlage 1: FM-Report 01/2024

Anlage 1.1: Anmietungen ohne HA, FM-Report 01/2024

Anlage 2: Schaubild Flachenmafle

Anlage 3: Bedarfsszenario 2023/2024

Anlage 3.1 finanzierte Projekte zum Bedarfsszenario

Anlage 4: Rundschreiben | - Nr. 18 / 2024

Anlage 4.1: Muster Flachenbilanz

Anlage 4. 1.1.: Muster Drittvermietungen

Anlage 4.2: Muster Bedarfsprofil

Anlage 4.3: Kalkulationsschema Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Anlage 4.4: Liste der Riicklagenbildung SILB

Anlage 4.5: Gliederung Anmietungsvorlagen

Anlage 4.6: Auflage Nr. 3 und 4 zum Haushalt 2024/2025 (Beschluss vom 14.12.2023 Drs.
19/1350)

Anlage 4.7: Formblatt zur Portfolio-Planung fiir Bliro-Dienstgebdude der Bezirke

Anlage 4.8: Muster Optimierungskonzept

Anlage 4.9: Allgemeine Anweisung iiber die Bereitstellung und Nutzung von DienstrGumen
(AllARaum) vom 4.11.1997

Anlage 4.9.1: Selbstbindung AllARaum
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Senatsverwaltung fir Finanzen
(Zuarbeit der BIM GmbH / Bezirke)

FM-Report 1/ 2024

Anlage 1

ss. Befassun
lfd.Nr. | Verwaltung Dienststelle* Adresse** vss, Mietfladche Kategorie Y LA -
BA )
o . |Diverse ) ) )
1 Friedrichshain- (Rathaus) in Verhandlung 12.400 m*|Markt-Anmietung Q3 /2024
athaus
Kreuzberg
2 BA Lichtenberg |Ges Ersatzstandort Gesundheitsamt 2.300 m?|Markt-Anmietung Q2 /2024
) Erweiterung VHS ) )
3 |BA Lichtenberg |WK/VHS . 700-900 m*|Markt-Anmietung Q2 /2024
Prerower Platz 1, 13051 Berlin
4 |BA Lichtenberg [WK/Bibl Ersatzstandort fiir Bodo-Uhse-Bibliothek ca. 1.400 m?|Markt-Anmietung Q2 /2024
5 BA Neukdlln Ordnungsamt Juliusstr. 67, 12057 Berlin 2.366 m?|SILB-Anmietung (Verléngerung) Q3 /2024
SE FM -
Drehscheibe ] ) )
6 |BA Pankow Sani Berli in Verhandlung 2.000 m*|Markt-Anmietung Q2 /2024
anierung Berliner
Allee 100
Amt fr
7 BA Pankow Weiterbildung und [in Verhandlung 1.000 m?|Markt-Anmietung Q2 /2024
Kultur; Musikschule
8 BA Pankow Jugendamt, Kita  |Diesterwegstr. 28-32 1.400 m?[SILB-Anmietung Q2 /2024
BA Marzahn- ) ) , )
9 Hellersdorf Gesundheitsamt  [in Verhandlung 950 m*|Markt-Anmietung Q2 /2024
ellersdor
Wohnungsamt
BA Marzahn-  [(tempordre . ]
10 . Brodauer Str. 16 1.400 m*(SILB-Anmietung Q2 /2024
Hellersdorf Unterbringung
Sanierung HWP 8)




Senatsverwaltung fir Finanzen FM-Report 1/ 2024 Anlage 1
(Zuarbeit der BIM GmbH / Bezirke)
UmNat
BA Marzahn- |(tempordre ) . )
1" . in Verhandlung 1.380 m*[Markt-Anmietung Q2 /2024
Hellersdorf Unterbringung
Sanierung HWP 8)
Polizei - ) ) )
12 |SenInnSport Buficeldstell Ferdinand-Schultze-Straf3e 71 4.730 m*[SILB-Anmietung Q2 /2024
u3geldstelle
JVA Tegel/
Forensisch . 2 . .
13  [SenJustV Th tisch Seidelstr. 39 216 m?|Markt-Anmietung (Erweiterung) Q2 /2024
erapeutische
Ambulanz
Fahrradstreifen der ) »
o Berliner Allee 210 148 m )
14 |SenInnSport Polizei N&ldner Str. 35 164 m? SILB-Anmietung Q2 /2024
oldner Str. m
(Dir. 1 und Dir. 3)
Erweiterung der
15 |SenInnSport BFFRA Wittestr. 30 2.350 m?[Markt-Anmietung (Erweiterung) Q2 /2024
TOP-Tegel
16 |SenInnSport LEA Friedrich-Krause-Ufer 24 9.800 m?|Portfolioprojekt (SILB) Q2 /2024
SenStadt - ) , )
17  |SenStadt Zielbortfol Fehrbelliner Platz 4 10.200 m*|SILB-Anmietung Q2 /2024
ielportfolio
18 [SenKultGZ Hauptverwaltung |Brunnenstr. 188-190 16.800 m?|Portfolioprojekt (SILB) Q2 /2024
Oranienburger Str. 285 2 .
19 |[SenASGIVA LAF (Haus 2,6,1417,18.22) 21.830 m*|SILB-Anmietung Q2 /2024
aus 1~ 7 7 ?
N.N. (Ausweich- und Erweiterungs-fléichen » . )
20 ([SenInnSport Feuerwehr des F h ) 2.680 m?[Markt-Anmietung (Erweiterung) Q2 /2024
es Feuerwehrmuseums




Senatsverwaltung fir Finanzen FM-Report 1/ 2024 Anlage 1
(Zuarbeit der BIM GmbH / Bezirke)
Abteilung Frauen o ) )
21 |SenASGIVA d Gleichstell Dominicusstr. 12-14 970 m*[SILB-Anmietung Q2 /2024
un eichstellung
Ringstr. 44-66 ) .
22 [SenASGIVA LAGeSo q Standort 1.480 m*[Markt-Anmietung Q3 /2024
oder neuer Standor
Abteilung ) ) ] .
23  |RBm-Skzl. Dicitalisi Martin-Hoffmann-Str. 16 3.400 m?|Markt-Anmietung (Verléngerung) Q3 /2024
igitalisierung
24 |SenFin Finanzamt Mitte  |Neue Jakobstr. 6 12.847 m?[Markt-Anmietung (Verldngerung) Q3 /2024
Auf3enstelle . )
25 [SenBJF Trentow-Kéoenick N.N. (Standortsuche) 2.900 m*|Markt-Anmietung Q3 /2024
reptow-Kdpenic
. Finanzamt Mehringdamm 22 » ) )
26 |SenFin 4,000 m?|Portfolioprojekt (SILB) Q4 /2024
Kreuzberg (Dragoner Areal)

* konkrete Dienststelle, bspw. "Finanzamt Charlottenburg" oder "Gesundheitsamt"

** Angabe von Privatliegenschaften nur bei endverhandeltem MV, sonst "in Verhandlung"
“** Angabe als Quartal bspw. "Q2 / 2024"



Senatsverwaltung fiir Finanzen

(Zuarbeit der BIM GmbH /Bezirke)

FM-Report 1/2024

Anmietungen ohne Befassung des Hauptausschusses

Anlage 1.1

VSS.
lfd.Nr. Verwaltung Dienststelle* Adresse** Mie\flfslc's:'u.che Kategorie Befassung
HA***
BA
1 Charlottenburg- | Biirgeramt Heerstraf3e 12-14, 14052 Berlin 700 m?| Markt-Anmietung (Verldngerung) Q1/2025
Wilmersdorf
BA
2 Friedrichshain- Claeringstelle Landsberger Allee 50-52 60 m? | Anmietung Landesunternehmen/Bund Q1/2025
Kreuzberg
BA Treptow- ) ) )
3 Képenick SE FM Ostendstrafie 25, 12459 Berlin 365,7 m* | Anmietung Landesunternehmen/Bund Q2/2024
4 BA Lichtenberg | BzBm Ersatzstandort fiir Blirgeramt 500 m? | Markt-Anmietung Q 3/2024
) Interimsstandort Parkrevier wegen ) )
5 BA Lichtenberg |SGA BaumaBnahme 220 m*® | SILB-Anmietung Q 3/2024
6 BA Neukolln Volkshochschule Hermannstr. 158a, 12051 Berlin 322,21 m? | Markt-Anmietung (Ausiibung Option) Q1/2025
7 | BA Pankow \(;Iiflchoffsférderung E(l]ej;re[:)wegsfr. 28 (ehemals Frobelstr. 15 181 m? | Markt-Anmietung (Ausiibung Option) Q3/2024
8 | SenASGIVA Ombudsstelle Alt Moabit 59-61 350 m? | SILB-Anmietung Q 3/2024
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Umwandlung von
ehem. Wohnungen FW | Gasteiner Str. 19-20Linienstrafle 128-

265 m®

Q3/2024

2 SeninnSport Wilmersdorf, FF Mitte, [129Mddewalder Weg 21 SILB-Anmiefung
FF Kaulsdorf
Wasserschutzpolizei ) ) ) )
10 | SenInnSport Kronprinzessinnenweg 20 74 m* | SILB-Anmietung Q3 /2024

Berlin, Wannsee

* konkrete Dienststelle, bspw. "Finanzamt Charlottenburg" oder "Gesundheitsamt"
** Angabe von Privatliegenschaften nur bei endverhandeltem MV, sonst "in Verhandlung”

*** Angabe als Quartal bspw. "Q3 / 2023"
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Anlage 2 — Flachenmalle

Konstruk-
tions-
Grund-
flache

Tech-
nische
Funktions-
flache

Netto-Raum-Flache (NRF)

Verkehrs-
flache

Brutto-Grund-Flache (BGF)
ﬁ

Nutzungsflache (NUF)

NUF 2.1
und 2.2.:

Buro-
flache i.S.
der
AllARaum

NUF 1 -6
ohne NUF
2.1 und 1’,\‘th 7
2 2 (Nrubere
Sonder- I\?utir—]_
flache i.S. Flach
by achen)
AllARaum

Die grau hinterlegten Teile (Nutzungsflachen 1-6) werden durch die AllARaum
betrachtet, nicht aber die restlichen Flachen.



Stand Februar 2024

AnmietV BIM

(landesextern)

AnmietV BIM

(landesintern)

Bezirke

GESAMT (verwaltung)

Ankaufe

(daraus resultierende
Projekte fiir
Verwaltungsnutzung)

Portfolio-
projekte

SILB / SODA / Bezirke

Anmietungen
in
Vorbereitung

BESTAND (in Nutzung fir Verwaltung)

1. Flachenbestand

Jan 24
SILB (Verwaltung) gesamt * 1.971.000 m2
abzgl Leerstand 2 125.000 m2
abzgl. Drittmieter 15.000 m2
SILB (Verwaltung) bereinigt 1.831.000 m2
inkl. Allgemeiner Bestand 744.000 m2
inkl. Polizei 641.000 m2
inkl. JVA 36.000 m2
inkl. Kultur 31.000 m2
inkl. Feuerwehr 29.000 m2
inkl. Gerichte 350.000 m2
SILB (Verwaltung) in Nutzung 1.831.000 m2
AnmietV BIM (Verwaltung) gesamt
inkl. Allgemeiner Bestand 161.000 m2
inkl. Gerichte 35.000 m2
inkl. Polizei 39.000 m2
inkl. SenBJF 3.000 m2
inkl. Biros fiir sonst. Bildungseinrichtung SenBJF 1.000 m2
inkl. Feuerwehr 6.000 m2
AnmietV BIM (Verwaltung) in Nutzung 245.000 m2
AnmietV (Platz der Luftbriicke)
inkl. Allgemeiner Bestand (SenUVK) 5.000 m2
inkl. Polizei 47.000 m2
AnmietV (Wohnungsunternehmen)
inkl. Allgemeiner Bestand 15.000 m2
inkl. Polizei 3.000 m2
inkl. Buros fir sonst. Bildungseinrichtung SenBJF 4.000 m2
AnmietV (Verwaltung) in Nutzung 74.000 m2
Bezirksvermogen > 554.000 m?2
AnmietV Bezirke * 142.000 m2
Bezirke Gesamt (Verwaltung) 696.000 m2

2.846.000 m* NRF

2. Flachenentwicklung

Projekte in Planung / Umsetzung (Status Quo, 1. und 2. Stufe der Bedarfsdeckung bis 2028)

100%

40%

90%

80%

70%

60%

50%

30%

20%

10%

0%

Gesamtstddtische Steuerung der Unterbringungsbedarfe der Verwaltung (GSUV)
Bedarfsszenario 2023/2024 Anlage 3

Jan 24

2024/2025 2026/2027 2028
Unterbringung HV
Ankauf getétigt (daraus resultierende Projekte) 15.140 m2 5.100 m2 1.635 m2
Ankauf getétigt (daraus resultierende Projekte, freies Potenzial aus FAQ) 3.101 m2 3.136 m2 1.040 m2
Unterbringung Bezirk
Ankauf getatigt (daraus resultierende Projekte) 0 m2 14.626 m2 0 m2
Gesamt p.a. 18.241 m2 22.862 m2 2.675 m2
Gesamt bis 2028
Unterbringung HV
Projekte in Umsetzung 18.138 m2 0 m?2 12.057 m2
Projekte in Bearbeitung 37.000 m2
Unterbringung Bezirk
Projekte in Umsetzung 0 m2 6.000 m2 0 m2
Projekte in Bearbeitung 5.761 m2 0 m2 0 m2
Gesamt p.a. 60.899 m2 6.000 m2 12.057 m2
Gesamt bis 2028
Unterbringung HV 2.000 m2 0 m2 0 m2
Unterbringung Bezirk 1.054 m2 0 m2 0 m2
Gesamt p.a. 3.054 m2 0 m2 0 m2
Gesamt bis 2028
+ 82.200 m2 + 28.900 m2 + 14.700 m2

GESAMT p.a. (gerundet)
GESAMT bis 2028 (kumuliert)

! gem. SILB-Gebaudegesamtliste, Stand Januar 2024

2 Leerstand z.B. aufgrund laufender Portfolioprojekte '(HdS, FP 4, Potsdamer Str. 186) bzw. geplanter BaumaBnahmen (An der Urania)

3 gem. Auswertung Riicklauf Flachenbilanz 2023; SILB-Anmietung der Bezirke (ca. 80.166 m2) sind im Fléchenbestand SILB enthalten

+ 125.800 m2

&
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Gesamtstddtische Steuerung der Unterbringungsbedarfe der Verwaltung (GSUV)
Bedarfsszenario 2023/2024

Stellenbestand

und -zuwachse
(HV & Bezirke)

Ende 2023

Stellenprognose - Wachstum®
Steigerung in % (gerundet)

98.133

2024/2025

101.356
3,3%

2026/2027

101.356
0,0%

3. Prognose Entwicklung Stellen (HV & Bezirke)

2028

101.356
0,0%

4. Ermittlung Steuerungsbedarf

1. Ermittlung voraussichtlicher Flachenbedarf 2024/2025 2026/2027 2028
Flachenbestand B
X Flachenbedarf (gerundet) 93.500 m2 0 m2 0 m2
Flachenmehrbedarf kumuliert 93.500 m2 93.500 m2 93.500 m2
% Stellenzuwachs
auslaufende Bedarf durch auslaufende Anmietungen (gerundet), p.a. 80.800 m2 73.500 m2 3.700 m2
ANMIETUNGEN® Bedarf durch auslaufende Anmietungen, kumuliert 80.800 m2 154.300 m2 158.000 m2
(BIM + Bezirke)
realisierbare Realisierbares Abmietungspotenzial zugunsten non-territoriales Arbeiten, 500 m2 5.000 m2 200 m2
Effizienzreserve® Realisierbares Abmietungspotenzial kumuliert 500 m2 5.500 m2 5.700 m2
(BIM)
Flachenbedarf kumuliert 173.800 m2 242.300 m2 245.800 m2
(gesamt)
2. Deckung durch geplanten Flachenzuwachs
PROJEKTE Flachenzuwachs p.a. 82.200 m2 28.900 m2 14.700 m2
(Status Quo) Flachenzuwachs kumuliert 82.200 m2 111.100 m2 125.800 m2
Prognostizierter Steuerungsbedarf 2 2 2
(kumuliert, gerundet) 92.000 m 131.000 m2 120.000 m
Efgqalllelerte Einfiihrung non-territoriales Arbeiten 6.700 m? 0 m? 61.000 m2
SHIACHZIESEIVE Zusétzliches Flichenpotenzial kumuliert 6.700 m? 6.700 m? 67.700 m2
Birodienstgebdude
Entwicklung Flachenbedarf [Szenariobetrachtung]
300
Vo
250 Qo@\l\
o
E 200 Steuerungsbec;iarf
NE ca. 120.000 m Non-
= territoriales
£ 150 Arbeiten
o 2
E ca. 67.700 m - Ankiufe
[
100 - Portfolioprojekte
(SILB / SODA)
Anmietungen
50 in Vorbereitung
Aufwachsender
0 Bestand

2024/2025

Basis Anfang 2026/2027 2028

2024
2.846.000 m?>

Prognose Entwicklung Stellen (HV & Bezirke): kontinuierliches Wachstum

* Datenbasis SenFiin; Stellenbestand- und prognose HV (Stand: Februar 2024), exkl. Lehrer; Stellenbestand und -progonose Bezirke (Stand: Februar 2024)

® Auslaufende Anmietung ohne vorliegenden HA-Beschluss zur Verlangerung und ohne Beriicksichtigung der Anmietvertréage (HV) bei landesinternen Wohnungsunternehmen

® Abmietungspotenziale, die in landeseigenen Fléchen unter der Beriicksichtigung der Lagekriterien, GroBe, Nutzer und Laufzeitende untergebracht werden kénnten, dieses landeseigene Fliachenpotenzial konnte
durch die Einfiihrung von non-territoriales Arbeiten (Effizienzreserve) gehoben werden

7 Auswertung aus der Gesamtflachenbilanz 2023, Beriicksichtigung des aktuellen Umsetzungsstands zur flexiblen und ortsunabhéngigen Arbeitsplatznutzung, der Arbeitsplatzauslastung, abzgl.
Sonderfldchenbedarfe und Flachen fiir heterogene Anwesenheitsverteilung (Berlicksichtigung von Anwesenheitsspitzen)

Einteilung der Ergebnisse in kurz- und mittelfristigen Realisierungshorizont:

kurzfristiger Realisierungshorizont: Flexible Arbeitsplatznutzung zum Teil vorhanden, Flachenpotenzial kénnte theoretisch innerhalb der néchsten 2 Jahre gehoben werden

mittelfristiger Realisierungshorizont: Ortsunabhangiges Arbeiten zum Teil vorhanden, Flachenpotenzial kénnte theoretisch innerhalb der néchsten 3-5 Jahr gehoben werden

&
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Anlage 3.1
Gesamtstddtische Steuerung der Unterbringungsbedarfe der Verwaltung (GSUV)
Bedarfsszenario 2023/2024

Weiterfiihrende Informationen zum Bedarfsszenario

Detaillierte Auflistung
Projekte in Planung / Umsetzung (Status Quo, 1. und 2. Stufe der Bedarfsdeckung)
Nutzende Verwaltung 2024 / 2025 2026 / 2027 2028

Unterbringung HV
Ankéufe getétigt (daraus resultierende Projekte)

Ferdinand-Schultze-Str. 71 Polizei 5.140 m2

Otto-Braun-Str. 70/72, Haus der Statistik FA Mitte 10.000 m2,

Dominicusstr. 12, 14 SenInnDS (Polizei) 5.100 m2

Oranienburger Str. 285, Haus 22 SenASGIVA 1.635 m?2
Ankdufe

Ankéufe getdtigt (daraus i j , freies ial FAO)

Alt-Moabit 59-61, Teil 2, FAO (Bauabschnitt 1,2) N.N. 3.101 m?,

Alt-Moabit 59-61, FAO (Bauabschnitt 3} N.N. 3.136 m2

Alt-Moabit 59-61, FAO (Bauabschnitt 4) N.N. 1.040 m2

Unterbringung Bezirk

Ankéufe getatigt (daraus resultierende Projekte)

FrobelstraBe 15 BA Pankow 14.626 m2
Gesamt p.a. 18.241 m2 22.862 m? 2.675 m2
Gesamt bis 2028 43.778 m?

Unterbringung HV

in (HA erfolgt)

j
Turmstr. 21, Haus D (Zentr. Ausbildungszentrum) SenJustvA 3.500 m2
Kniprodestr. 31 (Bestand + Neubau) Technisches Finanzamt 10.938 m2
Oranienstr. 106 (DG-Ausbau) SenASGIVA 1.600 m2
Fehrbelliner Platz 1, Shared Services Personalverw. SenFin 2.100 m2

Potsdamer Str. 186 SenJustVA 10.057 m2

. . Neubau Labore (Rubensstr. 111) SenMVKU 2.000 m2

Portfolioprojekte
SILB / SODA / Projekte in Bearbeitung

Bezirke Fehrbelliner Platz 4 (nach Drehscheibe SenSBW) SenStadt 37.000 m2

Unterbringung Bezirke

j in (HA erfolgt)
Turmstr. 21, Haus M, Gesundheitsamt BA Mitte 6.000 m2

Projekte in Bearbeitung

Premnitzer Str. 4 BA Marzahn-Hellersdorf 3.170 m?

KoppenstraBe 38-40 BA Friedrichshain-Kreuzberg 2.591 m2,
Gesamt p.a. 60.899 m2 6.000 m2 12.057 m2
Gesamt bis 2028 78.956 m?

Unterbringung HV

Ritterstr. 3 SIBUZ F-K (Flichennettozuwachs) SenBJF 900 m2|
q Wittestr. 30 R. SIBUZ Reinickendorf SenBIF 1.100 m2,
Anmietungen

in Vorbereitung Unterbringung Bezirk

Am Borsigturm 4-12 BA Reinickendorf 1.054 m2?
Gesamt p.a. 3.054 m2 0 m2 0m2
Gesamt bis 2028 3.054 m2
GESAMT p.a. (gerundet) + 82.200 m2 + 28.900 m2 + 14.700 m2
GESAMT bis 2028 (kumuliert) + 125.800 m?

Detaillierte Auflistung

Projekte in Planung (Status Quo, 3. Stufe der Bedarfsdeckung, keine Berlcksichtigung im Bedarfsszenario)

Nutzende Verwaltung 2029 / 2030 2031/ 2032 2033 / 2034

Unterbringung Bezirk
Ankéufe R N .
(daraus resultierende Ankauf getatigt, Flachenverfiigbarkeit ab
Projekte fiir Otto-Braun-Str. 70,72, Neubau Rathaus Mitte BA Mitte 27.448 m2
Verwaltungsnutzung)
Gesamt p.a. 0m2 0 m2 27.448 m2
Gesamt bis 2034 27.448 m?

Unterbringung Bezirk

Projekte in Bearbeitung

Port_fo"o' Yorkstr. 4-11 BA Friedrichshain-Kreuzberg 7.500 m2
projekte Berliner Allee 252-260 BA Pankow 1.500 m2,
SILB / SODA / Bezirke Helene-Weigel-Platz 8 BA Marzahn-Hellersdonrf 9.077 m2,
Alt-Friedrichsfelde 60 BA Lichtenberg 8.860 m2

Gesamt p.a. 19.437 mz\ 0 m2 7.500 m2

Gesamt bis 2034 26.937 m2

GESAMT p.a. (gerundet) + 19.400 m2 + 0 m?2 + 34.900 m2

GESAMT bis 2034 (kumuliert) + 54.300 m2

=
<



Anlage 4
Senatsverwaltung fiir Finanzen
Senatsverwaltung fiir Finanzen, Klosterstrafe 59, 10179 Berlin

Nur elektronisch iiber die Verbindungsstellen
An
die Bezirksadmter von Berlin

den Regierenden Biirgermeister von Berlin -
Senatskanzlei
die Senatsverwaltungen
und die ihnen nachgeordneten Behérden,
die ihnen nachgeordneten

Sonderbehérden,

die nicht rechtsfdhigen Anstalten,

BERLIN | 3}

Geschdftszeichen (bitte angeben)
I D 25- VV 2000-9/2019-30-2

Frau Karow

Tel. +49 30 9020 3521
Roxana.Karow@senfin.berlin.de
www.berlin.de/sen/finanzen
elektronische Zugangserdffnung
gemaf § 3a Absatz 1 VwVIG
poststelle@senfin.berlin.de
De-Mails richten Sie bitte an

post@senfin.berlin.de-mail.de

Klosterstraf3e 59, 10179 Berlin

die Prdsidentin des Abgeordnetenhauses, 20.04.2024
die Prasidentin des Verfassungsgerichtshofs,

die Prasidentin des Rechnungshofs,

die Berliner Beauftragte fiir Datenschutz und

Informationsfreiheit

den Beauftragten fiir die Berliner Polizei und

Biirgerbeauftragter

die BIM Berliner Immobilienmanagement GmbH

Rundschreiben | - Nr. 18 / 2024

Auflage Nr. 3 und 4 zum Haushaltsgesetz 2024/2025: Anmietungsprozess, Gesamtfléchenbilanz,
Bedarfsplanungen und Optimierungskonzepte (Gesamtistédtische Steuerung der Unterbringung der
Verwaltung)

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Abgeordnetenhaus von Berlin hat die Auflagen 3 und 4 zum Haushalt 2024/2025, Drs. 19 /
1350, Nr. Il A.3. und 4., beschlossen. Die Auflage 4 wurde wortgleich aus den Auflagen zum Haushalt
2022/2023 iibernommen (dort Auflage 2). Mit der neu eingefiigten Auflage 3 sind Anderungen des
Anmietungsprozesses und der Anforderungen an die Transparenz der Nutzung von Liegenschaften
verbunden. Dabei wird der Fokus auf die Effizienz der Flachennutzung vor dem Hintergrund der
zunehmenden Umsetzung flexibler Arbeitsformen gerichtet. Mit diesem Rundschreiben informiere ich
Sie iiber die aktuellen Zustimmungserfordernisse der fiir Finanzen zustdndigen Senatsverwaltung
(SenFin) und des Hauptausschusses des Abgeordnetenhauses zu Anmietungen und zur Umsetzung
der Transparenz-Anforderungen. Dieses Rundschreiben ersetzt das Rundschreiben | - Nr. 43 / 2022
der SenFin vom 23.09.2022.

Die Auflage Nr. 3 zum Haushalt 2024/2025, Drs. 19 / 1350, Nr. Il A.3. (Anlage 6) lautet wie folgt:


mailto:poststelle@senfin.berlin.de

,»,Grundsdtzlich finden keine Neuanmietungen oder Anmietungsverldngerungen von Fldchen
und Gebduden fiir Verwaltungszwecke statt. Senat und Bezirke werden mit einer Revision des
offentlichen Flachenverbrauchs und der Schaffung von Verdichtungskonzepten auf den Brutto-
AllARaum-Wert unter Beriicksichtigung des Projekts ,,Arbeit mal anders“ beauftragt. Dem
Hauptausschuss des Berliner Abgeordnetenhauses und den Bezirksverordnetenversammlungen
ist erstmals am 01. Juli 2024 und sodann jdhrlich tiber den Fldchenverbrauch und die
Optimierungskonzepte zu berichten.”

Die Auflage Nr. 4 zum Haushalt 2024/2025, Drs. 19 / 1350, Nr. Il A.4. (Anlage 6), lautet wie
folgt:

»Der Neuabschluss von Mietvertrdgen sowie die Verldngerung bestehender Mietvertrdge
einschlie3lich der Ausiibung von Optionen aus bestehenden Mietvertragen fiir Fladchen der
Hauptverwaltung und der Bezirke bediirfen der Zustimmung der Senatsverwaltung fiir Finanzen
und des Hauptausschusses des Abgeordnetenhauses.
Fiir die Zustimmung sind Vorlagen erforderlich, die den Vorgaben der Senatsverwaltung fiir
Finanzen entsprechen.
Dabei sind alle Folgekosten einzubeziehen.
Entsprechendes gilt fiir den Tausch von Fldchen zwischen Dienststellen.
Die Zustimmung des Hauptausschusses ist fiir Anmietungsgeschdéfte sowohl fiir die
Senatsverwaltungen als auch fiir die Bezirke erforderlich,

- wenn die Nettokaltmiete 9.000 Euro monatlich libersteigt und

- die anzumietende Flache mehr als 1.000 gm betrdgt.
Die Zustimmung der Senatsverwaltung fiir Finanzen bleibt grundsatzlich erforderlich.

Sofern an einem Standort bereits eine oder mehrere Anmietung(en) unterhalb der oben
genannten Schwellenwerte erfolgt sind, ist die Zustimmung des Hauptausschusses hingegen
erforderlich, sobald durch die weitere Anmietung mindestens ein Schwellenwert tiberschritten
wird.

Fiir Anmietungen im Sondervermégen Immobilien des Landes Berlin (SILB), die ohne
Inanspruchnahme einer SILB-Riicklage und fiir einen Zeitraum von maximal 3 Jahren erfolgen,
ist die Zustimmung der Senatsverwaltung fiir Finanzen, jedoch nicht des Hauptausschusses
erforderlich.

Gleiches gilt fiir Anmietungen auflerhalb des SILB im Zusammenhang mit der Unterbringung
und Beschulung von Gefliichteten.

Die Hauptverwaltung und die Bezirke miissen der Senatsverwaltung fiir Finanzen und diese
dem Hauptausschuss einmal jahrlich Flachen- und Nutzungsbilanzen sowie Bedarfsplanungen
vorlegen. In den Flachenbilanzen ist pro Dienststelle der Anteil der Beschdaftigten, die im Home-
Office arbeiten kénnen, auszuweisen.”
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Die Auflage 4, ehemals Auflage 2, bleibt unverdndert bestehen.

Nachfolgend werden die aktuellen Zustimmungserfordernisse und die entsprechende
Verfahrensweise erldutert.

1. Adressatenkreis

2.

1.1.

1.2

1.3.

Die Auflagen Nr. 3 und 4 zum Haushalt 2024 / 2025 beziehen sich auf alle
Anmietungen, die unmittelbar oder mittelbar aus dem Landeshaushalt (in der Regel
Titel 51820, 51801) finanziert werden. Folglich betroffen sind Anmietungen durch die
Hauptverwaltung, d.h. die Senatsverwaltungen einschliefllich der ihnen
nachgeordneten Behdrden (Sonderbehérden) sowie durch die Bezirksverwaltungen,
jeweils mit Ausnahme der nicht rechtsfGhigen Anstalten und Eigenbetriebe. Ebenfalls
erfasst sind Anmietungen durch den Verfassungsgerichtshof, den Rechnungshof und
die Landesbeauftragten.

Die Auflage 3 bezieht sich auf Anmietungen fiir Verwaltungszwecke. Dies umfasst
Standorte mit iiberwiegender Biironutzung. Der AllARaum-Flachenwert ist nur bedingt
anwendbar auf Standorte, die liberwiegend fiir andere Zwecke genutzt werden, bspw.
fir Aus- und Fortbildung, als Lager, Wachen und Sonderobjekte fiir Polizei und
Feuerwehr, Kultur, etc. In diesen Fdllen ist stets eine Einzelfallpriifung notwendig.

Die Einhaltung der Auflagen Nr. 3 und 4 obliegt den anmietenden Dienststellen.

Anmietungsprozess

2.1. Zustimmungserfordernisse

2.1.1. Alle Anmietungen (Abschluss, Verléngerung und Erweiterung von Mietvertrégen;

Optionsausiibungen usw.) bediirfen der Zustimmung durch die SenFin.

2.1.2. Anmietungen bedirfen der Zustimmung des Hauptausschusses, wenn folgende

Bedingungen kumulativ erfillt sind:
Erstens die monatliche Netto-Kalt-Miete von 9.000 € wird {iberschritten und
zweitens die Mietfléche betréigt mehr als 1.000 m?.

Fir das Zustimmungserfordernis des Hauptausschusses miissen beide
Bedingungen erfiillt sein, d.h. ist nur einer der beiden Schwellenwerte
iberschritten, ist keine Zustimmung erforderlich.

2.1.3. Sofern an einem Standort bereits eine oder mehrere Anmietung(en) unterhalb der

oben genannten Schwellenwerte erfolgt sind und durch eine weitere Anmietung
mindestens einer dieser Schwellenwerte liberschritten wird, ist hingegen die

Zustimmung des Hauptausschusses erforderlich.
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2.1.4.

2.1.5.

2.1.6.

Daraus folgt, dass auch Verldngerungen von Mietverhdltnissen
zustimmungspflichtig durch den Hauptausschuss sein kénnen, die bei der ersten
Anmietung nicht zustimmungspflichtig waren.

Die Zustimmung des Hauptausschusses ist auch erforderlich, wenn an bereits
iiber einer Schwelle angemieteten Standorten unterschwellige Erweiterungen der
Mietflache erfolgen.

Die Zustimmung des Hauptausschusses ist nicht erforderlich fiir Anmietungen im
Sondervermdgen Immobilien des Landes Berlin (SILB), die ohne
Inanspruchnahme einer SILB-Riicklage und fiir einen Zeitraum von maximal 3
Jahren erfolgen.

Ebenfalls nicht erforderlich ist die Zustimmung fiir Anmietungen auflerhalb des
SILB, wenn diese der Unterbringung und Beschulung Gefliichteter dienen.

Der Erlass der Zustimmungspflicht gilt flir maximal 3 Jahre. Optionsziehungen
und Neuvertrdge sind in der Regel vorlagepflichtig, wenn die gesamte
Anmietungsdauer tiber 3 Jahren liegt.

Die Zustimmung der SenFin ist auch dann erforderlich, wenn der Hauptausschuss
nicht zustimmen muss. Dazu wird der Anmietungsprozess vollstdndig eingehalten
(bis auf die Befassung des Hauptausschusses). In Abstimmung mit der SenFin
kann je nach Einzelfall auf die Vorlage einzelner Anlagen verzichtet werden.

Vor Inangriffnahme der Maf3nahme ist sicherzustellen, dass die fiir die Anmietung
erforderlichen Ausgaben und Verpflichtungserméchtigungen verfiigbar sind
(Nr. 8 AV § 34 LHO).

2.2. Begriffsdefinitionen und Erlduterungen zur Auflage 3

2.2.1.

2.2.2.

Neuanmietungen und Anmietungsverldngerungen am Markt sind fir
Verwaltungszwecke grundsdtzlich nicht mehr moglich. Ziel der Auflage 3 ist es,
am Markt angemietete Fldchen zu reduzieren und stattdessen in den
landeseigenen Flachen (SILB, Bezirksvermdgen und Anmietungen bei
Landesunternehmen) zu verdichten. Flachen im SILB und im Bezirksvermdgen sind
vorranging zu nutzen und zu optimieren, um einen Leerstand in landeseigenen
Flachen zu vermeiden.

Die AllARaum gibt einen Fléchenwert von 15,4 m? Nutzungsfléche (NUF) 1-6 je
Arbeitsplatz vor. Die NUF 1-6 nach DIN 277 umfasst alle Biiroflachen und
Sonderflachen (z.B. Besprechungs-, Aufenthalts-, Lager-, Produktions-,
Schulungsrdume). Nicht in der NUF 1-6 enthalten sind sonstige Fldchen wie
Sanitdr- und Umkleiderdume sowie Verkehrs- und Technikflachen. Der Brutto-
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AllARaum Wert von 15,4 m? setzt sich aus 11 m? Biirofléiche zuziiglich 4,4 m?

Sonderfladche zusammen.

2.2.3. Das Projekt ,,Arbeit mal anders® war ein SenFin-internes Projekt, das die
Einflihrung moderner Arbeitsformen, darunter insbesondere das non-territoriale
Arbeiten auf einzelnen Pilotflachen, begleitet hat und inzwischen erfolgreich
beendet wurde. Non-ferritoriales Arbeifen ist die Kombination aus der flexiblen
Nutzung von Arbeitspldtzen und dem ortsunabhdngigen Arbeiten. Flexible
Arbeifsplatznutzung heifdt, dass Arbeitspldtze nicht personengebunden genutzt
werden missen. Orfsunabhdngiges Arbeiten heifit, dass auch von anderen Orten
aus gearbeitet werden kann.

2.2.4. Die Verdichtung in Verwaltungsfldchen soll sowohl durch eine Reduzierung des
Flachenverbrauchs je Arbeitsplatz als auch durch die Nutzung von non-
territorialem Arbeiten erfolgen. Als Zielwert fiir die Verdichtung wird ein
Flachenverbrauch von héchstens 15,4 m? NUF 1-6 je Arbeitsplatz vorgegeben.
Bei der Betrachtung des Flachenverbrauchs wird die flexible Nutzung von
Arbeitspldtzen durch mehrere Beschdaftigte beriicksichtigt.

2.2.5. Sofern der vorgegebene Zielwert fiir den Flachenverbrauch je iiberschritten wird,
muss ein Optimierungskonzept erstellt werden, in dem die Maf3inahmen zur
Verdichtung beschrieben und der jeweilige Umsetzungszeitraum benannt wird.
Hierbei sind insbesondere folgende Verdichtungsmafinahmen vorzusehen:

e  Es wird grundsdtzlich non-territorial gearbeitet. Sofern noch nicht vorhanden,
werden die organisatorischen, technischen und kulturellen Voraussetzungen
hierfiir geschaffen.

e Die Nutzung von Einzelzimmern ist nur in begriindeten Ausnahmefdllen
zuldssig. Die Durchfiihrung von vertraulichen Gespréchen sowie eine untere
oder mittlere Fiihrungsposition begriinden keinen Einzelzimmeranspruch.
Besprechungs-, Aufenthalts- und Lagerfldchen sowie Fléchen fiir vertrauliche
Telefongesprdche und Videokonferenzen sind grundsdtzlich nicht
personengebunden und getrennt von den Biirordumen vorzuhalten.

2.2.6. Bereits freigegebene Bedarfe miissen vor dem Hintergrund der Auflage 3 neu
bewertet werden. Dies geschieht spdtestens im Rahmen der zweiten Stufe des
Anmietungsprozesses (Vorlage an den HA bzw. Zustimmung durch die SenFin).

2.3. Erste Stufe: Bedarfspriifung und -freigabe
2.3.1. In der ersten Stufe zur Zustimmung wird nur der fldchenmdflige Bedarf fiir eine

Anmietung gepriift, nicht die konkrete Anmietung selbst. Das soll verhindern, dass
zundchst lange mit Vermietern verhandelt wird und die Zustimmung der SenFin
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2.3.2.

2.3.3.

2.3.4.

2.3.5.

und des Hauptausschusses zeitkritisch werden. Daher soll die Bedarfsfreigabe vor
der Suche nach einem konkreten Objekt eingeholt werden.

Fir Verwaltungszwecke kénnen Flachenbedarfe nur im Ausnahmefall freigegeben

werden,

e fiir einen Ubergangszeitraum von 1-2 Jahren bis zur Schaffung der
organisatorischen und technischen Voraussetzungen fiir Verdichtungen im
Landesbestand,

e fiir einen Ubergangszeitraum bis zur Herrichtung/Optimierung landeseigener
Flachen (abhdngig vom konkreten Bauvorhaben),

o wenn keine landeseigenen Fldchen vorhanden sind oder wirtschaftlich
geschaffen werden kdnnen, die dem Bedarf nach Lage und Art der Fldchen
entsprechen,

e wenn die Anmietung fiir die ordnungsgemdéfle Aufgabenerfiillung der
Verwaltung erforderlich ist und andernfalls libergeordnete Ziele der Regierung
gefdhrdet wiirden.

Zundachst ist die Gliederung fiir Anmietungsvorlagen (Anlage 5) in den Punkten 1
bis 5 auszufiillen. Zudem wird die aktuelle Fléchenbilanz (Anlage 1), die Liste der
Drittvermietungen (Anlage 1.1), das Bedarfsprofil (Anlage 2) sowie das
Optimierungskonzept eingereicht.

Die Gliederung fiir Anmietungsvorlagen (Anlage 5) dient dazu, den Sachverhalt
knapp darzulegen und die Portfolio-Strategie zu verdeutlichen. Das
Optimierungskonzept ist dabei zu beschreiben. Bei Anmietungen fiir
Verwaltungszwecke ist darzustellen, aus welchen Griinden eine Ausnahme vom
Grundsatz der Auflage 3 erforderlich ist. Sie wird ergénzt um die Darstellung des
Ist-Standes und der geplanten Umsetzung non-territorialen Arbeitens. In den
Mustern zur Fléchenbilanz (Anlage 1), zum Bedarfsprofil (Anlage 2) wird non-
territoriales Arbeiten ebenfalls beriicksichtigt.

Die Flachenbilanz (Anlage 1) bildet ab, welche Flachen die Verwaltung nutzt. Sie
soll das fachlich-funktionale Portfolio, fiir das eine Anmietung vorgenommen wird,
insgesamt darstellen. D.h. fiir Biiro-Fléchen-Bedarfe sind die Portfolios der Biiro-
Dienst-Gebdude aufzufiihren. Besteht jedoch bspw. ein Anmietungsbedarf fiir
eine Bibliothek, sind die Bibliotheken in der Flachenbilanz vergleichend
aufzufiihren. Nicht in der Flachenbilanz aufzufiihren sind komplett fremd-
vermietete Liegenschaften. Sind landeseigene Gebdude teilweise fremdgenutzt,
ist dies unter Nennung der Mietflache in den Erlduterungen der Fléchenbilanz
darzustellen. Der angestrebte Bedarf lt. Bedarfsprofil ist ebenfalls in der
Flachenbilanz aufzufiihren (Zeile ,,Anmietobjekt neu). In der Fléchenbilanz
werden zusdtzlich erstmals Zielwerte erfasst, in welchem Umfang kiinftig non-
territoriales Arbeiten genutzt werden soll. Die Zielwerte sind als Teil der
Optimierungskonzepte durch die Nutzer zu entwickeln.
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2.3.6.

2.3.7.

2.3.8.

Die Liste der Drittvermietungen (Anlage 1.1) dient der Priifung, ob durch die
Beendigung von Miet-Verhdltnissen mit Dritt-Nutzern in landeseigenen
Liegenschaften der Bedarf gedeckt werden kann. Fiir das Sondervermégen
Immobilien des Landes Berlin (SILB), das Sondervermégen Daseinsvorsorge
(SODA) und das Treuhandvermdgen des Liegenschaftsfonds (THV) wird die Liste
der Drittvermietungen (Anlage 1.1) nicht bei jeder einzelnen Anmietung, sondern
dem Hauptausschuss separat vorgelegt.

Das Bedarfsprofil (Anlage 2) zeigt auf, welche Flachen die Verwaltung zusétzlich
anmieten méchte. Im Muster wird die flexible Arbeitsplatznutzung berlicksichtigt
und als Verhdltnis von Beschaftigten zu Arbeitsplatzen dargestellt (siehe
Berichtsauftrag Rote Nummer des Hauptausschusses 0069 C).

Die genannten Dokumente werden der SenFin zur Freigabe vorgelegt. Zu diesem
Zeitpunkt wird keine konkrete Anmietung freigegeben, sondern ein Einvernehmen
iber das Bestehen eines Flachenbedarfs hergestellt. Mit der Freigabe der
Flachenbedarfe geht keine Zusage fiir eine Finanzierung einher.

2.4, Zweite Stufe: Vorlage an den Hauptausschuss bzw. Zustimmung durch die SenFin

2.4.1.

2.4.2.

2.4.3.

Nach der Bedarfsfreigabe durch die SenFin erfolgt die Suche nach einer
Liegenschaft. Die abschlief3ende Auswahlentscheidung obliegt dem Bedarfstrager
nach Beratung durch die BIM GmbH auf der Grundlage einer
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung. Fiir die Bezirke trifft die Serviceeinheit Facility
Management die Auswahlentscheidung.

Der Bedarfstrdger hat die Finanzierung der Maf3inahme vor Abschluss des
Mietvertrags und vor Einreichung des Mitzeichnungs-/ bzw. Zustimmungsersuchens
haushdlterisch abzusichern.

Nach der Auswahl-Entscheidung werden die restlichen Punkte der Gliederung fiir
Anmietungsvorlagen (Anlage 5) ausgefiillt.

Alle Anmietungsvorlagen bendtigen die Anlage 1 (Fldchenbilanz), die Anlage 2
(Bedarfsprofil) und die Anlage 3 (Wirtschaftlichkeitsbetrachtung). Die Anlage 1
wird in einer gekiirzten Form beigefiigt. Im Muster sind die Spalten gruppiert, so
dass diese ausgeblendet werden konnen. Vom Bedarfsprofil wird dem
Hauptausschuss nur die erste Tabelle (ohne Flachenbedarfsplanung) zur Kenntnis
gegeben. Bei bezirklichen Anmietungen wird zusatzlich Anlage 1.1 (Liste der
Drittvermietungen) beigefiigt. Bei Anmietungen mit Riicklagenbildung im SILB ist
Anlage 4 (Riicklagen im SILB) beizufiigen.
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2.4.4,

Nach Zustimmung durch den Hauptausschuss kann der Mietvertrag unterzeichnet
werden. Bei zeitkritischen Anmietungsvorhaben kann der Vertrag vor Entscheidung
des Hauptausschusses ausnahmsweise unter Gremienvorbehalt abgeschlossen
werden. Dies muss in der Hauptausschussvorlage begriindet werden.
Voraussetzung ist jedoch, dass die erforderlichen Mittel verfiigbar sind (s.o., Nr.
2.1.6).

2.5. Zustdndigkeiten

2.5.1.

2.5.2.

2.5.3.

2.5.4.

2.5.5.

2.5.6.

Markt-Anmietungen sollen fiir die Bezirke durch die Serviceeinheit Facility
Management und Anmietungen fiir die Hauptverwaltung durch die Berliner
Immobilien Management GmbH (BIM) vorgenommen werden.

Die jeweilige Serviceeinheit Facility Management bzw. die BIM koordiniert den
Anmietungsprozess und ist fiir das Verfahren die Ansprechpartnerin der SenFin.

Fiir Anmietungen der Hauptverwaltung bringt in der Regel die SenFin (Referat | D)
die Anmietungsvorlage in den Hauptausschuss ein. Die SenFin (I D) ist dabei
zustdndig fir:

e Biiro-Dienstgebdude und damit in Zusammenhang stehende Fléchen (z.B.

Archiv- und Lagerflachen, Parkplatze)

e Aus- und Fortbildungseinrichtungen fiir Landesbeschdaftigte

e Gebdude der Polizei und Feuerwehr

e Gerichte

Anmietungsvorlagen fiir die Unterbringung und die Beschulung von Gefliichteten,
sowie weitere Fachbedarfe der Hauptverwaltungen werden - nach Mitzeichnung
durch die SenFin - durch die zustdndige Fachverwaltung in den Hauptausschuss

eingebracht.

Fir Anmietungen der Bezirke bringt der jeweilige Bezirk die Vorlage - nach
Mitzeichnung durch die SenFin - in den Hauptausschuss ein.

Fir die bei 2.5.3 genannten Anmietungen der Hauptverwaltung und die Biiro-
Dienstgebdude der Bezirke reicht die BIM GmbH bzw. die SE Facility
Management die Unterlagen beim Referat | D der SenFin ein. Bei Anmietungen
der Bezirke im SILB ist die BIM durch den Bezirk zu beteiligen. Fiir andere
Anmietungen der Hauptverwaltung und der Bezirke wenden Sie sich bitte an das
fur den Einzelplan zustdndige Revisionsreferat der Abteilung Il der SenFin.
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3. Gesamtfldchenbilanz

Die Flachenbilanzen der Behérden nach Pkt. 1.1 dieses Rundschreibens sind jahrlich bis zum
15.01. an die SenFin (Referat | D) zu iibersenden. Dazu ist das beigefiigte Muster (Anlage 1) zu
nutzen. Bezirke libersenden das Portfolio der Biiro-Dienst-Gebdude.

Zukiinftig werden die in der Gesamtdatenbank Bestandsverzeichnis bereits einheitlich erfassten
Flachendaten fiir die Erstellung der Fldchenbilanzen genutzt. Der Flachenreport wird
stufenweise digitalisiert abrufbar - zundchst fiir das Bezirksportfolio in 2025 und dann
ausgeweitet auf die anderen Portfolien. An dieser Stelle wird auch auf die Auflage Nr. 146 zum
Haushaltsgesetz 2024/2025 verwiesen, wonach alle 2 Jahre ein Gesamt-
Liegenschaftsverzeichnis samtlicher vom Land Berlin genutzter Liegenschaften (Gebdude)
vorzulegen ist, welches dann auch die Fldchen zur Unterbringung der Verwaltungen beinhaltet.

4, Bedarfsplanungen

4.1.

4.2,

4.3.

4.4,

5.1.

Die Berliner Immobilien Management GmbH (BIM) schreibt das Bedarfsszenario (Rote
Nummer 1167 G vom 18.10.2019) jahrlich fort. Die SenFin (Referat | D) wird dieses
dem Hauptausschuss vorlegen.

Entsprechend der Auflage Nr. 4 zum HG 2024/2025 sind die Bezirke gehalten, jeweils
bis zum 15.01. Zuarbeiten an die SenFin zu leisten.

Dabei sind geplante Abgdnge und Zugdnge von Biiro-Dienst-Gebduden fiir das
bezirkliche Portfolio mitzuteilen, mit Netto-Raum-Flachen zu unterlegen und die
Mafinahme kurz zu begriinden. Dazu ist das Formblatt Portfolio-Planung
Biirodienstgebdude (Anlage 7) zu nutzen.

Das Bedarfsszenario und die Gesamtfldchenbilanz werden zusammengefasst mit den
Optimierungskonzepten als ein gemeinsamer Bericht jeweils zum 01.07. dem
Hauptausschuss vorgelegt.

Fragebogen zu den Optimierungskonzepten

Gemdaf3 der Auflage 3 berichtet die SenFin zu den Optimierungskonzepten der
Verwaltungen jeweils zum 1.7. dem Hauptausschuss. Der hierfiir erstmalig verwendete
Fragebogen (Anlage 8) wird auf Grundlage der in 2024 eingegangenen
Riickmeldungen evaluiert und ggf. angepasst Ein aktualisierter Fragebogen wird
rechtzeitig vor der ndchsten Abfrage zur Verfiigung gestellt.
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5.2. Die ausgefiillten Fragebdgen zum Optimierungskonzept der Behérden nach Pkt. 1.1
dieses Rundschreibens sind jahrlich bis zum 15.01. an die SenFin (Referat | D) zu
iibersenden.

5.3. Die Bezirke berichten jeweils eigenstdndig ihrer BVV.

Mit diesen beschriebenen Prozessschritten kann das vom Parlament aufgegebene
Anmietverfahren transparent abgebildet werden. Ich bedanke mich fiir hre Unterstiitzung.

Mit freundlichen Griiflen
Im Auftrag

Naujokat

Senatsverwaltung fiir Finanzen, Klosterstrafe 59, 10179 Berlin

barrierefreier Zugang tiber Rolandufer, Hof 1

Verkehrsverbindungen:

U-Bahnlinie 2 Klosterstraf3e

U-Bahnlinie 8 und S-Bahnlinien 5, 7, 75, 9 Jannowitzbriicke

Die Datenschutzerkldrung nach Art. 13 und 14 Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) finden Sie unter dem Link
www.berlin.de/finanzen/datenschutz. Sollten Sie keine Méglichkeit des Abrufs haben, bitten wir um kurze Nachricht; die
Datenschutzerkléarung wird Ihnen dann per E-Mail oder auf dem Postweg zugesandt.

Anlagen:

e Anlage 1: Muster Flachenbilanz (neu)

e Anlage 1.1.: Muster Drittvermietungen

e Anlage 2: Muster Bedarfsprofil (neu)

¢ Anlage 3: Kalkulationsschema Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

¢ Anlage 4: Liste der Riicklagenbildung SILB

e Anlage 5: Gliederung Anmietungsvorlagen (neu)

e Anlage 6: Auflage Nr. 3 und 4 zum Haushalt 2024/2025 (Beschluss vom 14.12.2023
Drs. 19/1350)

e Anlage 7: Formblatt zur Portfolio-Planung fiir Biiro-Dienstgebdude der Bezirke

e Anlage 8: Muster Optimierungskonzept

e Anlage 9: Allgemeine Anweisung iiber die Bereitstellung und Nutzung von Dienstrdumen
(AllARaum) vom 4.11.1997

¢ Anlage 9a: Selbstbindung AllARaum
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Anlage 4.1

MUSTER FLACHENBILANZ (Stand XX/202X) Verwaltung:
Standort Flachen Kennzahlen
Anteil der
AllARaum Summe . X
Summe Anteil flexibler | ortunabh.
(Biiro+ Anzahl der o Biroflache + | Anteil Einzel- L . Arbeitsplatz-
. Netto- L Anzahl Biroflache + N k Arbeitsplatze | arbeitenden
Vermdgen % Sonder- tatsGchlichen o " Sonderfléche zimmer / e Quote: tats.
Adresse PLZ Standort- Raumflache | . o, . Arbeitspldtze | Sonderflache |, . . . / Gesamt- |Beschdftigten/ o
. _,, | flache) in m* | Beschaftigten s L, in m*/ Arbeits-| Birordume in L Beschdaftigte/
bezeichnung (NRF) in m (Kapazitat) in m?/ L arbeitsplatze Gesamt- )
(DIN 277: (Personen)* e platze (i.d.R. % . L Arbeitsplatz
Beschaftigte ) in % beschaftigten
NUF 1-6) max. 15,4 m?) .
in %
StraBe, Hausnr. IXXXX Standort A 0 #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/O!
StraBe, Hausnr. IXXXX Standort B 0 #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/O!
StraBe, Hausnr. IXXXX Standort C 0 #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/O!
StraBe, Hausnr. IXXXX Standort D 0 #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/O!
StraBe, Hausnr. IXXXX Standort E 0 #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/O!
StraBe, Hausnr. IXXXX Standort F 0 #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/O!
StraBe, Hausnr. IXXXX Standort G 0 #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0! #DIV/O!
Strafle, Hausnr. IXXXX Anmietobjekt neu 0 #DIV/0! #DIV/0!|  #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0!| #DIV/O!
Summe bis Spalte AF, ab Spalte AH Mittelwerte 0 0 0 0 #DIV/0! #DIV/0!|  #DIV/0! #DIV/0! #DIV/0!|  #DIV/O!

* Erlduterungen

Spalte G: Die NRF ist die Brutto-Grundflache abziiglich der Konstruktionsgrundfldche eines Bauwerks. 1.d.R. entspricht die Anmietfléche der NRF.
Spalte H: Die NUF ist die NRF abziiglich technischen Funktionsfldchen und Verkehrsflachen.
Spalte S: Tatséchlich Beschdaftigte (Personen) zum Stichtag.

Spalte T: Zahl der geméf Einpassung darstellbaren Arbeitsplétze (Kapazitét).

Spalte V: RGume, die als Einzelzimmer genutzt werden.

Spalte W-AA: Non-territoriales Arbeiten: Kombination aus der Flexibilisierung des Arbeitsplatzes im Dienstgeb&ude durch nicht personengebundene Arbeitspldize und der Flexibilisierung des Arbeitsortes durch Homeoffice, Telearbeit und mobiles Arbeiten.

Spalte W: Sind die Arbeitsplétze aktuell grundsatzlich technisch so beschaffen, dass sie theoretisch durch verschiedenen Dienstkréfte genutzt werden kénnen?

Spalte X: Anzahl der AP, bei denen die flexible Arbeitsplatznutzung bereits umgesetzt wird.

Spalte Y: Haben die Beschdftigten aktuell grundsétzlich die Méglichkeit, in Telearbeit, im Homeoffice oder mobil 0.A. zu arbeiten?

Spalte Z: Anzahl der Beschéffigten, die regelmédfig (mind. 1 x Monat) nicht im Dienstgeb&ude arbeiten.

Spalte AC-AG: Angabe von Zielwerten zum non-territorialen Arbeiten (Flexibilisierung von Arbeitsplétzen sowie ortsunabhdngiges Arbeiten), welches Desksharing un

Spalte AC: Zielwert der maximalen Anzahl von Arbeitspldtzen, die zukiinftig flexibel genutzt werden sollen, nach Realisierung aller technischen, kulturellen und organisatorischen Voraussetzungen.

Spalte AD: Zielwert der maximalen Anzahl von Beschdftigten, die zukiinftig ortsunabhéngig arbeiten sollen, nach Realisierung aller technischen, kulturellen und organisatorischen Voraussetzungen.

Spalte AE: Zielwert der angestrebten Prasenztage fiir die perspektivisch flexibel und ortsunabhéngig arbeitenden Mitarbeitenden, nach Umsetzung aller technischen, kulturellen und organisatorischen Voraussetzungen.

Spalte AF: GemdaB Auflage 3 fiir den Doppelhaushalt 2024/25 finden Neuanmietungen oder Anmietungsverldngerungen grundsdtzlich nicht statt. Es sollen Verdichtungs- und Optimierungskonzepte erstellt werden. Daher wird abgefragt, wie viele Arbeitspldtze durch die

Erreichung der vorbezeichneten Zielwerte eingespart werden.

Spalte AG: Einschatzung bis wann die Zielwerte AC-AE erreicht werden kénnten.




MUSTER

Liste der Vermietungen aus dem jeweiligen Portfolio bzw. Bezirksvermoégen an externe Nutzende Anlage 4.1.1

(Stellenzeichen)
(Name)
Netto-Raumfldche| Vertragsende / N Vermietungszweck
Adresse . o . Hauptsdchliche Nutzung
inm Kiindigungsfrist (ggf. unter Nennung rechtl. Grundlage)
Musterstr. 1, 10111 Berlin 1.000|keine bspw. Begegnungszentrum etc. bspw. Einnahmeerzielung

bspw. Forderung sozialer Einrichtung

bspw. Férderung Jugend

bspw. Férderung Kultur




MUSTER
BEDARFSPROFIL
(Stand Mérz 2024)

Bedarfsmeldung

Anlage 4.2

Verwaltung:
ggf. Organisationseinheit (Abt./Direkt., etfc.)

ggf. iibergeordnete Verwaltung:

Uberschldgiger Umfang:

Grund fiir Bedarf:

voraussichtliche Nutzungsdauer:

erforderlicher Nutzungsbeginn:

Haushalterische Absicherung Mehrfldchenbedarf:

Vorsorge im Haushaltsplan:

Standort- und Lageanforderungen

Anzahl Beschéftigte I:l
Anzahl Arbei1spléfze*‘|:|
Desk-Sharing-Quotient*** gesamt: #DIV/0!

Anforderung

Begriindung

réumliche Lage im Stadtgebiet
(z.B. Region, Bezirk, Einsatzgebiet, Strafle,
Umkreis)

Gesonderte Anforderung an Anbindung an OPNV

Gesonderte Anforderung an Anbindung an MIV
(motorisierten Individualverkehr)

Sonstige besondere Standortanforderungen

Anforderungsprofil
Druckdatum: 27.05.2024

NUF ... Nutzungsflache (ohne Verkehrs- und Funktionsfldchen)
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BEDARFSPROFIL Verwaltung: Anlage 4.2.1.
Flachenbedarfsplanung nach AllARaum
beitspléize und bei (BF) Sonderfléche (SF)
Fachbereich Arbeitsgebiet Anzahl AP * Anzahl Flache/ Anzahl Anzahl | Anzahl |Biiroarbeits-| Mindest- Anzahl Flache Unter-
Arbeitsplatz Réume Rdume Réume | platzfléche gréfle Sonder- Sonder- bringung
m*/AP Einzel- | Doppel- | Mehrfach-| inm**** | Sonderraum rdume rdume in Dunkel
(Mindestgréfe) | belegung |belegung| belegung inm? flachen
(1AP) (2AP) | (3+AP) ja/nein
2.B. Leitung der Abteilung / Behérde 0,00] 0,00
2.B. Vorzimmer 0,00] 0,00
2. B. Besprechungsraum 0,00} 0,00
2.B. Kopier- / D 0,00} 0,00
2.B. Azubis, il etc. 0,00} 0,00
0,00] 0,00
0,00] 0,00
0,00] 0,00
Zwischensumme 0 0 0 0,00 m?| 0,00 m?!
Abteilung /Fachbereich 2.B. Birotyp 1 0,00] 0,00]
2.B. Biirotyp 2 (Doppelbiiro) 0,00] 0,00
2.B. Biirotyp G i 0,00] 0,00]
2.B. offener 0,00] 0,00
2. B. Besprechungsraum 0,00} 0,00
2.B. Kopier- / D 0,00} 0,00
2.B. Lager/Archiv in AP-Néhe 0,00] 0,00
0,00] 0,00
0,00] 0,00
Zwischensumme 0| 0| 0 0,00 m?| 0,00 m?|
Sonderfléichen allgemein (zentral) 2. B. Besprechungsraum (zentral) 0,00] 0,00]
2.B. Biicherei 0,00] 0,00
2.B. Archiv (zentral) 0,00} 0,00
2.B. Poststelle 0,00] 0,00
z.B. L G (z. B. Mébel, Material) 0,00] 0,00]
2.B. LHilfe-Raum 0,00] 0,00
2.B. Hausmeister 0,00} 0,00
2.B. Serverraum 0,00} 0,00
2.B. Teekiichen / Ruhe-/ 0,00] 0,00]
0,00] 0,00
0,00] 0,00
0,00] 0,00
0,00] 0,00
Zwischensumme 0| 0| 0 0,00 m?| 0,00 m?|
Zusammenfassung
Summe R&ume und AP 0 0 0
geplante Bil i Gche insgesamt 0,00 m?
geplante G (aus und in) insgesamt 0,00 m?|
Abgleich Biirofléiche nach AllARaum (iR. 8-11 m?) #DIV/0! #DIV/0! 0,00 m?|
Abgleich Sonderfléiche nach AllARaum (1.R. 4,4 m*/ Zuschlag 40 %)* #DIV/0! #DIV/0! 0,00 m?!
IMM&MHM&AHWW #DIV/0! #DIV/0!
Anzahl der betriebsnotwendigen Stellplatze:
* Bedarf an Ar unter Beriicksichi der F der

unterzubringendes Personal

*** Anzahl der AP (Sp. C) x Fléche m?/AP (Sp. E)
**** MindestgréBe Sonderraum (Sp. J) x Anzahl Sonderréume (Sp. K)

Anforderungs
Druckdatum: 27
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Anlage 4.3
M USTER Kalkulationsschema zur Berechnung der Wirtschaftlichkeit
(Stellenzeichen) bei Anmietung von Flachen
(Name)
Status Quo|Variante 1| Variante 2| Variante 3
Angemietete Flachen
Keller u.a. Flachen in m?
Mietflache in m?
Sonderflache in m?
Gesamtmietflache in m2
Laufende Kosten
Miete /m? monatlich - - - -
Keller/Archiv anfanglich
Hauptnutzflache anfanglich
gerundet durchschnittlich
gerundet, indexiert durchschnittlich
Gesamt Miete - Laufzeit inkl. Index:
Miete
Nebenkosten Vermieter
Ubrige Betriebskosten
Managementvergutung
Summe in€ 0 0 0 0
Einmalige Kosten
Auszugsrenovierung --
alter Standort --
neuer Standort --
Umzugskosten
Parallele Mietzahlung
Ubriges
Summe in€ 0 0 0 0
Rabatte
Mietnachlass
Ubriges
Summe in€ 0 0 0 0
Gesamtkosten kameralistisch in € 0 0 0 0
Barwert nachrichtlich in €
Ersparnis kameralistisch -- 0 0 0
Ersparnis (Barwert) nachrichtlich in €




Senatsverwaltung fur Finanzen Riicklagenbildung im Sondervermégen Immobilien des Landes Berlin (SILB)
ID-

Stand: Anlage 4.4

ungs- u. Sanierungsprojekte 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2022 2023 4 2025 2026  Gesamt

inTE inTE in T€ inTE in T€ inTE in T€ inTE in T€ inTE in T€ inTE in T€ inTE inTE in T€ inTE in T€ inTE inTE inTE inTE inTE inTE

20

21

22

23

24

25

26

Summe Riicklagen

Druckdatum 27.05.2024.13:09 Seite 1



Anlage 4.5

Senatsverwaltung fiir Finanzen / Bezirksamt Berlin, den

(Stellenzeichen) - (Geschaftszeichen) (Telefon)
(E-Mail)

Vertraulich!

An den

Vorsitzenden des Hauptausschusses

uber

die Prasidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

uber die

Senatskanzlei - G Sen -

Uberschrift des Gegenstandes/Auftrages
rote Nummern:

Vorgang: 40. Sitzung des Abgeordnetenhauses von Berlin
vom 14.12.2023, Drs..19/1350 (Nr. Il A.3. und 4.)

Ansatze: [Kapitel /Titel zu allen thematisierten Titeln]
abgelaufenes Haushaltsjahr: [Jahr] [Betrag] €
laufendes Haushaltsjahr: [Jahr] [Betrag] €
kommendes Haushaltsjahr: [Jahr] [Betrag] €
Ist des abgelaufenen Haushaltsjahres: [Jahr] [Betrag] €
Verfligungsbeschrankungen: [Jahr] [Betrag] €
Verpflichtungsermdchtigungen [Jahr] [Betrag] €
Aktuelles Ist (Stand [Datum]) [Jahr] [Betrag] €

Gesamtausgaben [Betrag] €

Das Abgeordnetenhaus hat in seiner oben bezeichneten Sitzung Folgendes beschlossen:

»Grundsdtzlich finden keine Neuanmiefungen oder Anmiefungsverléngerungen von
Fléchen und Gebduden fir Verwalfungszwecke statt. Senat und Bezirke werden mit
einer Revision des offentlichen Fldchenverbrauchs und der Schaffung von



Anlage 4.5

und

Verdichtungskonzepten auf den Brutto-AllARaum-Wert unfer Beriicksichtigung des
Projekts ,,Arbeit mal anders” beauftragt. Dem Hauptausschuss des Berliner
Abgeordnefenhauses und den Bezirksverordnetenversammlungen ist erstmals am
01. Juli 2024 und sodann jahrlich iber den Fldchenverbrauch und die
Optimierungskonzepfte zu berichfen.“

»Der Neuabschluss von Mielverfrégen sowie die Verldngerung bestehender
Mietvertrége einschlief3lich der Ausiibung von Opfionen aus bestehenden
Mietvertragen fir Fldchen der Hauptverwalfung und der Bezirke bedirfen der.
Zustimmung der Senatsverwalfung fiir Finanzen und des Hauptausschusses des
Abgeordnefenhauses.

Fiir die Zustimmung sind Vorlagen erforderlich, die den Vorgaben der
Senatsverwalfung fir Finanzen enfsprechen.

Dabei sind alle Folgekosten einzubeziehen.
Entsprechendes gilt fiir den Tausch von Fldchen zwischen Diensfstellen.

Die Zustimmung des Haupfausschusses ist fir Anmiefungsgeschdfte sowohl fiir die
Senatsverwaltungen als auch fir die Bezirke erforderlich,

- wenn die Netfokaltmiete 9.000 Euro.monatlich ibersteigf und

- die anzumietende Fldche mehr als 1.000 gm beftrégt.

Die Zustimmung der Senatsverwalfung fir Finanzen bleibt grundsdtzlich erforderlich.

Sofern an einem Standort bereits eine oder mehrere Anmietung(en) unterhalb der
oben genannten Schwellenwerte erfolgt sind, ist die Zustimmung des
Hauptausschusses hingegen erforderlich, sobald durch die weitere Anmiefung
mindesfens.ein Schwellenwert iberschritten wird.

Fiir Anmiefungen im Sondervermégen Immobilien des Landes Berlin (SILB), die ohne
/nanspruchnahme einer SILB-Riicklage und fiir einen Zeifraum von maximal 3
Jahren erfolgen, ist die Zustimmung der Senatsverwalfung fir Finanzen, jedoch nicht
des Hauptausschusses erforderlich.

Gleiches gilt fir Anmiefungen aufBerhalb des SILB im Zusammenhang mit der
Unfterbringung und Beschulung von Gefliichtefen.

Die Hauptverwalfung und die Bezirke miissen der Senafsverwalfung fir Finanzen
und diese dem Hauptausschuss einmal jéhrlich Fldchen- und Nutzungsbilanzen
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sowie Bedarfsplanungen vorlegen. In den Fldchenbilanzen ist pro Diensfstelle der
Anfeil der Beschdftigten, die im Home-Office arbeifen kénnen, auszuweisen. “

Der Hauptausschuss wird gebeten, folgende Beschliisse zu fassen:

Hie

1. Bsp.: Zustimmung zum Abschluss/ zur Verldngerung eines Mietvertrages/ zur
Ausiibung einer vertraglichen Option iiber xx Jahre [...]

2. Bsp.: Kenntnisnahme von der Absicht der Senatsverwaltung fiir Finanzen/ des
Bezirkes, aufBer-/ iiberplanméBige Verpflichtungsermdchtigungen zuzulassen |...]

3. Bsp.: Zustimmung zur Bildung einer Riicklage im SILB [...]

rzu wird berichtet:

1. Anmietungskategorie

Portfolio

a)

Land Berlin

SILB

Bezirksvermogen

SODA

THV

Dritt-Anmietung

Landeseigenes Unternehmen

Bund oder anderestaatliche Institution

Private Vermietung

Anmietungsart

Neuanmietung

Erweiterung einer im selben Objekt schon bestehenden Anmietung

Ausiibung einer vertraglichen Option

Neuverhandlung des Mietvertrags eines bisher schon angemieteten Objekts

La

ufzeit

bis 5 Jahre

bis 10 Jahre

tiber 10 Jahre

Nutzungsperspektive

tempordr - Schaffung von Baufreiheit / Drehscheibe oder landeseigene Perspektive
bereits vorhanden
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Mittelfristige Anmietung bis zur Entwicklung bzw. Bereitstellung einer landeseigenen
Liegenschaft

Langfristige Anmietung

[Hier bitte kurz ausfiihren: Welche Anmietung liber welche Mietfléche erfolgt hier fiir wen
und ab wann zu welchem Mietzins?]
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2a. Begriindung des Anmietungsbedarfs (Fldchenbilanz)

[Hier soll kurz auf die Flachenbilanz der Verwaltung eingegangen werden. Wie hoch ist
der Flachenverbrauch pro Arbeitsplatz (AllARaum-Kennzahl), warum iiberschreitet er ggf.
die Vorgaben? Warum erfolgt die Anmietung? Bei Mehrbedarfen aufgrund von
Personalaufwiichsen / offenen Stellen sind daraus folgende Arbeitsplatzbedarfe sowie
die den Aufwuchs begriindenden parlamentarischen Beschliisse zu nennen. Beruht der
Bedarf auf Baumaf3inahmen, soll die Sanierungsmaf3inahme genannt werden. Beruht der
Bedarf auf anderen fachlichen Erwdgungen, sind diese zu nennen. Beruht der Bedarf auf
einer Abmietung an anderer Stelle, ist diese zu nennen.]

[Anlage 1 Flachenbilanz; fiir Bezirke Anlage 1.1 Drittvermietungen sind beizufiigen]
2b. Begriindung fiir Ausnahme von Auflage 3

[Hier soll kurz eine Begriindung fiir die Ausnahme von Auflage 3 erléutert werden. Eine
Ausnahme kann nach Priifung im Einzelfall mdglich sein, wenn.ein Ubergangszeitraum
von 1-2 Jahren bis zur Schaffung der organisatorischen und-technischen Voraussetzungen
fiir eine Verdichtung im Landesbestand oder bei einem.Ubergangszeitraum bis zur
Herrichtung/Optimierung landeseigener Fléchen (abh&ngig vom konkreten Bauvorhaben)
geschaffen wird. Eine Ausnahme kann auch erfolgen, wenn keine landeseigenen Fldchen
vorhanden sind oder wirtschaftlich geschaffen werden kénnen, die dem Bedarf nach Lage
und Art der Flachen entsprechen. Zuletzt kann eine Ausnahme vorliegen, wenn die
Anmietung fiir die ordnungsgemdfle Autgabenerfiillung der Verwaltung erforderlich ist
und andernfalls libergeordnete Ziele der Regierung gefdhrdet wiirden. Bei Anmietungen
fiir einen Ubergangszeitraum ist jeweils das Optimierungskonzept vorzulegen, aus dem
sich der Zeitplan fir die Umsetzung der Verdichtung ergibt.]

2c. Optimierungskonzept

[Hier sollen:kurz die MaBnahmen des Optimierungskonzepts beschrieben werden, z.B
Reduzierung von Einzelzimmern, Homeoffice, Desk-Sharing, Trennung von Biiro- und
Besprechungsrdumen, Umsetzung von Videokonferenzen. Wie viele Arbeitspldtze sollen
perspektivisch dadurch eingespart werden kénnen (Zielwert)? Welche Flachen sollen nach
Umsetzung der Maf3nahmen aufgegeben werden (Angabe in m? NRF)? Mit welchen
Kosteneinsparungen rechnet lhre Verwaltung nach Umsetzung der Flachenreduzierung?]

3. Stand der Umsetzung bzw. zukiinftige Planung non-territorialen Arbeitens in den
Dienstgebduden

[Hier soll dargestellt werden, wie der Stand der Umsetzung des non-territorialen
Arbeitens, d.h. Flexibilisierung des Arbeitsplatzes (nicht personengebundene
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Arbeitsplatze, z.B. Desk-Sharing) und des Arbeitsortes (ortsunabhdngiges Arbeiten durch
Home-Office, Telearbeit, mobiles Arbeiten 0.4.) in den einzelnen Dienstellen ist.

Wie hoch ist aktuell der Anteil der flexilbel nutzbaren Arbeitsplatze, d.h. der Arbeitsplatze,
bei denen die technischen Voraussetzungen fiir eine nicht personengebundene Nutzung
durch verschiedenen Dienstkrafte vorliegen? Wie viele Arbeitspldtze werden tatsdchlich
flexibel genutzt? Welche Auswirkungen hat dies auf die Flécheneffizienz (z.B. Quotient
Arbeitspldtze/Beschdftigte)?

Wenn die Voraussetzungen fiir eine flexible Arbeitsplatznutzung nicht vorliegen, ist zu
erldutern, welche konkreten technischen Hinderungsgriinde bestehen, bis wann diese
behoben und welche konkrete Mafinahmen dazu ergriffen werden.

In welchem Umfang besteht fiir die Dienstkrafte die Moglichkeit fiir ortsunabhéngiges
Arbeiten? In welchem Umfang wird dies bereits genutzt? Welche Maf3inahmen sind
geplant, um ortsunabhdngiges Arbeiten kiinftig noch starker zu erméglichen?

Kiinftig wird davon ausgegangen, dass durch Schaffung von flexiblen Arbeitspldtzen in
Verbindung mit der Mdglichkeit zum ortsunabhdngigen Arbeiten die Fldcheneffizienz
gesteigert wird. Daher ist fiir den Fldchenbedarf die Arbeitsplatzquote
(Arbeitspldtze/Beschdaftigte) auszuwerten. ]

4, Bedarfsprofil

[Hier soll kurz genannt werden, welche Fléche und wie viele Arbeitsplatze fiir wie viele
Beschdftigte die Verwaltung zusdatzlich braucht. Bei Abweichungen der Bedarfsermittlung
von der AllARaum ist diese zu begriinden.]

[Anlage 2 Bedarfsprofil ist beizufiigen]

5. Mittel- und langfristige Perspektive

[Ausfiihrungen zur grundsatzlichen Strategie fiir das Teilportfolio / die Fachnutzung, in
welche die Anmietung eingebettet ist. Bei Markt-Anmietungen: Welche Mafinahmen sind
bereits angedacht / geplant / in Umsetzung, damit die vorgesehene Markt-Anmietung (zu
wann) beendet werden kann? Oder warum ist diese Markt-Anmietung aus Portfolio-
Gesichtspunkten auch langfristig sinnvoll? Besteht ein Zielportfolio mit der BIM und SenFin
und wieviel Flache wird dadurch eingespart?]

Praktische Umsetzung: Der Bedarfstrager ibersendet der Senatsverwaltung fiir
Finanzen Ausfiihrungen gemdaf3 der Punkte 1 bis 5 der neuen Gliederung fiir
Anmietungsvorlagen nebst den ausgetfiillten Anlagen 1, 1.1 und 2 dieses
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Rundschreibens. Die Senatsverwaltung fiir Finanzen erteilt die Freigaben fiir den

Anmietungsbedarf und das Bedarfsprofil, ggf. unter Auflagen.

6. Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

[kurze Beschreibung des Standorts, Begriindung der Standortwahl, z.B. Benennung von

besonderen Standortanforderungen, Standortvorteilen, Synergieeffekten]

[Benennung der wesentlichen Mietkonditionen der Anmietung in Tabellenform,bitte

auswdhlen:

Anmietung im SILB, Dritt-Anmietungen Hauptverwaltungen:

Mietzeitraum

Mietflache (ggf. mehrere Zeilen , wenn
unterschiedliche Konditionen fiir
verschiedenen Mietfldchen wie Biiro, Lager,

2

Keller etc.) m

Kaltmiete / Monat (zu Mietbeginn) €

Kaltmiete pro m? (ggf. mehrere Zeilen) €/m?/mil.

Nebenkosten Vermieter /Monat

Nebenkosten Vermieter (pro m? Mietfldche) €/m?/mil.

Nebenkosten (Monat) BIM €

Nebenkosten (pro m? Mietfléche) BIM €/m?/mil.

Managementgebiihr BIM/Monat €

Mietanpassung z.B. VPI, Staffel etc. % oder € pro
...Jahr(e)

Stellplatze Anzahl

Stellplatzmiete’/ Monat €

Umzugs+= und.umzugsbedinge Folgekosten €

Option /. Zeitraum

oder Anmietungen im Bezirksvermdgen, Dritt-Anmietungen Bezirke

Mietzeitraum

Mietflache (ggf. mehrere Zeilen , wenn

unterschiedliche Konditionen fiir

verschiedenen Mietfldchen wie Biiro, Lager,

Keller etc.) m?

Kaltmiete / Monat (zu Mietbeginn) €
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Kaltmiete pro m? (ggf. mehrere Zeilen) €/m?/mtl.

Verwaltungsgebiihr Drittanmietung /Monat % der Kaltmiete

Nebenkosten Drittanmietung (Monat) €

Nebenkosten Drittanmietung (pro m?

Mietfléche) €/m?/mil.

Instandhaltungskosten Drittanmietung /Jahr % der Kaltmiete

Laufende librige Betriebskosten /Monat €

Mietanpassung z.B. VPI, Staffel etc. % oder € pro
...Jahr(e)

Stellplatze Anzahl

Stellplatzmiete / Monat €

Umzugs- und umzugsbedingte Folgekosten €

Option / Zeitraum

Die Vorzugsvariante [...] wurde mit dem/den Alternativstandort(en).[...] /Benchmarks [...]
verglichen, im Ergebnis ist die Vorzugsvariante um [...€] vorteilhafter und stellt damit die
wirtschaftlichste Option dar.]

[Anlage 3 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ist beizufiigen]

7. Haushaltsmaflige Auswirkungen

7.1 Finanzierung der Riicklagenbildung

[Darstellung der Herrichtungskosten/ Riicklagenbildung SILB in Jahresscheiben:]
[Anlage 4 Aktuelle Liste Riicklagenbildung im SILB ist beizufiigen.]

7.2 Finanzierung der Mieten, Betriebs- und Nebenkosten

[Darstellung des erforderlichen Gesamtbedarfs an Ausgaben und
Verpflichtungsermdachtigungen und der jeweiligen haushdélterischen Abbildung]

[Voranzustellen sind alle Verpflichtungen zu Ausgaben und deren Finanzierung, fiir die
Jahre des aktuellen Doppelhaushalts (nach Kapitel, Titel) - fiir folgende Jahre muss
vermerkt werden, dass die Kosten bei kommenden Haushaltsplanaufstellungsverfahren
beriicksichtigt werden.]

[Dann Darstellung der - ggf. auBer-/ iiberplanmdafigen - Verpflichtungsermdchtigungen
und der hieraus entstehenden Ausgaben in den Folgejahren. Falls
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Verpflichtungsermdchtigungen erforderlich sind, bitte folgend formulieren: Fiir die
Anmietung ist eine/sind mehrere - ggf. auBerplanmaflige/iiberplanmaflige -
Verpflichtungsermachtigung(en) in (Jahr des Eingehens der Verpflichtung) mit folgenden

Jahresscheiben erforderlich:]

[tabellarische Darstellung der Verpflichtungsermachtigungen in Jahresscheiben
(inkl. Gesamtsumme):]

[Dann ggf. Begriindung, dass die notwendigen liber-/auBerplanméBigen
Verpflichtungsermdchtigungen unvorhergesehen und unabweisbar sind (§ 38 Abs. L.LHO
i.V.m.§37 Abs. 1, S. 2 LHO)]

Praktische Umsetzung: Der Bedarfstrager ibersendet der Senatsverwaltung fiir
Finanzen den Beschlusstext und Ausfiihrungen gemaf3 der‘Punkte 6 bis 7 der neuen
Gliederung fiir Anmietungsvorlagen nebst der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung
(Anlage 3 dieses Rundschreibens), ggf. Liste Riicklagenbildung (Anlage 4 dieses
Rundschreibens) und der um das Anmietobjekt ergdnzten Flachenbilanz (Anlage 1
dieses Rundschreibens).

In Vertretung
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AbgeordnetenhausBERLIN Drucksache 19/1350
11.12.2023

19. Wahlperiode

Der Vorsitzende
des Hauptausschusses

zu I.: mehrheitlich — mit CDU und SPD gegen
GRUNE, LINKE und AfD

zu IL: einstimmig — mit CDU und SPD bei
Enthaltung GRUNE, LINKE und AfD

an Plen

Dringliche Beschlussempfehlung

des Hauptausschusses
vom 6. Dezember 2023

zur

Vorlage — zur Beschlussfassung —

Drucksache 19/1100

Gesetz iiber die Feststellung des Haushaltsplans von
Berlin fiir die Haushaltsjahre 2024 und 2025
(Haushaltsgesetz 2024/2025 — HG 24/25)

Das Abgeordnetenhaus wolle beschlieen:

Die Vorlage — zur Beschlussfassung — Drucksache 19/1100 wird mit folgenden Anderungen
angenommen:

L. a)

1. § 1 wird wie folgt gefasst:

581
Feststellung des Haushaltsplans

(1) Der diesem Gesetz als Anlage beigefligte Haushaltsplan von Berlin fiir die Haus-
haltsjahre 2024 und 2025 wird fir 2024 in Einnahmen und Ausgaben auf
39.281.053.500 Euro mit Verpflichtungserméchtigungen von 53.749.851.500 Euro und
fiir 2025 in Einnahmen und Ausgaben auf 40.506.204.100 Euro mit Verpflichtungser-
méchtigungen von 45.649.405.100 Euro festgestellt, und zwar

1. fiir das Haushaltsjahr 2024
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eine frithere Verbeamtung nicht moglich gewesen wire, weil die Arbeitnehmerin
oder der Arbeitnehmer nicht verbeamtet werden konnte.*

L. b)

Der der Vorlage — zur Beschlussfassung — Drucksache 19/1100 beigefiigte Entwurf des Haus-
haltsplans von Berlin fiir die Haushaltsjahre 2024 und 2025 einschlieBlich seiner Anlagen
wird unter Beriicksichtigung der sich aus der beigefiigten Anlage zu 1. b) ergebenden Ande-
rungen bei Ansédtzen, Vermerken und Erlduterungen angenommen.

2.%

1I.

Erméchtigungen, Ersuchen, Auflagen und
sonstige Beschliisse aus Anlass der Beratung
des Haushaltsplans von Berlin
fiir die Haushaltsjahre 2024 und 2025
— Auflagen zum Haushalt 2024/2025 —

A. Allgemein

Verpflichtungsermichtigungen sind zukiinftig dem Grunde und Umfang nach
als Ausnahmen vom Jahrlichkeitsprinzip des Haushalts zu veranschlagen. Sie
sollen nur ausnahmsweise ausgebracht werden, etwa um den Marktrealitdten bei
groBeren Bauinvestitionen oder nur ldngerfristig mdoglichen Forderkulissen
Rechnung zu tragen. Bei der Aufstellung zukiinftiger Haushalte sollen Vorbin-
dungen nachfolgender Haushalte oder Haushaltsjahre insgesamt die Hélfte einer
Jahresausgabenermdchtigung des Gesamthaushaltes oder jahrlich fillige Ver-
pflichtungserméchtigungen 10 % der entsprechenden Jahresausgaben-
ermichtigungen des Gesamthaushaltes nicht iiberschreiten. Dem Hauptausschuss
des Berliner Abgeordnetenhauses und den Bezirksverordnetenversammlungen ist
erstmals am 1. Juli 2024 und sodann zu Beginn eines jeden Quartals insgesamt
einzelplanweise iiber die geplanten, eingewilligten und eingegangenen Verpflich-
tungen sowie iiber die daraus resultierenden Vorbindungen zukiinftiger Jahre zu
berichten. Uber die Aufldsung pauschaler Minderausgaben ist in gleicher Weise
zu berichten.

Der Senat und die Bezirke werden aufgefordert, bei iiber- oder auflerplanmé-
fBigen Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen sowie bei Einnahmever-
zichten in grundsatzlichen (d. h. auch bei neuen Baumafinahmen) oder finanziell
bedeutsamen Féllen den Hauptausschuss vorab zu unterrichten (Kenntnisnahme).
Dies gilt auch, wenn im Laufe eines Haushaltsjahres zusdtzliche Ausgaben fiir
nichtplanmifige Dienstkrifte bereitgestellt werden sollen und insoweit eine
kiinftige Erweiterung des Stellenrahmens vorgesehen ist. Dienen die {iber- oder
aullerplanméfigen Ausgaben und Verpflichtungserméchtigungen der Erflillung
gesetzlicher Verpflichtungen oder machen die Umstinde sofortiges Handeln er-
forderlich, ist der Hauptausschuss unverziiglich nachtréglich zu unterrichten.

Grundsitzlich finden keine Neuanmietungen oder Anmietungsverlingerungen
von Fliachen und Gebéduden flir Verwaltungszwecke statt. Senat und Bezirke wer-
den mit einer Revision des offentlichen Flichenverbrauchs und der Schaffung
von Verdichtungskonzepten auf den Brutto-AllARaum-Wert unter Beriicksichti-
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gung des Projekts ,,Arbeit mal anders* beauftragt. Dem Hauptausschuss des Ber-
liner Abgeordnetenhauses und den Bezirksverordnetenversammlungen ist erst-
mals am 1. Juli 2024 und sodann jihrlich iiber den Flichenverbrauch und die Op-
timierungskonzepte zu berichten.

Der Neuabschluss von Mietvertrigen sowie die Verlingerung bestehender
Mietvertrige einschlieflich der Ausiibung von Optionen aus bestehenden Miet-
vertrdgen fiir Flaichen der Hauptverwaltung und der Bezirke bediirfen der Zu-
stimmung der Senatsverwaltung fiir Finanzen und des Hauptausschusses des Ab-
geordnetenhauses.

Fiir die Zustimmung sind Vorlagen erforderlich, die den Vorgaben der Senats-
verwaltung fiir Finanzen entsprechen.

Dabei sind alle Folgekosten einzubeziehen.
Entsprechendes gilt fiir den Tausch von Flidchen zwischen Dienststellen.

Die Zustimmung des Hauptausschusses ist flir Anmietungsgeschifte sowohl fiir
die Senatsverwaltungen als auch fiir die Bezirke erforderlich,

— wenn die Nettokaltmiete 9.000 Euro monatlich iibersteigt und

— die anzumietende Fldche mehr als 1.000 qm betrégt.

Die Zustimmung der Senatsverwaltung fiir Finanzen bleibt grundsitzlich erfor-
derlich.

Sofern an einem Standort bereits eine oder mehrere Anmietung(en) unterhalb der
oben genannten Schwellenwerte erfolgt sind, ist die Zustimmung des Hauptaus-
schusses hingegen erforderlich, sobald durch die weitere Anmietung mindestens
ein Schwellenwert iiberschritten wird.

Fiir Anmietungen im Sondervermdgen Immobilien des Landes Berlin (SILB), die
ohne Inanspruchnahme einer SILB-Riicklage und fiir einen Zeitraum von maxi-
mal 3 Jahren erfolgen, ist die Zustimmung der Senatsverwaltung fiir Finanzen,
jedoch nicht des Hauptausschusses erforderlich.

Gleiches gilt fiir Anmietungen auferhalb des SILB im Zusammenhang mit der
Unterbringung und Beschulung von Gefliichteten.

Die Hauptverwaltung und die Bezirke miissen der Senatsverwaltung fiir Finanzen
und diese dem Hauptausschuss einmal jahrlich Flichen- und Nutzungsbilanzen
sowie Bedarfsplanungen vorlegen. In den Flachenbilanzen ist pro Dienststelle der
Anteil der Beschéftigten, die im Home-Office arbeiten kdnnen, auszuweisen.

Der Senat und alle Senatsverwaltungen werden aufgefordert, in Vorlagen an das
Abgeordnetenhaus und dessen Ausschiisse neben Auswirkungen auf den Haus-
haltsplan und die Finanzplanung auch die Gesamtkosten (einschlielich landes-
eigener Grundstiicke und Fldchen) darzustellen. Soweit dies in Einzelfdllen we-
gen fehlender Kosten- und Leistungsrechnungen noch nicht moglich ist, sollen
Pauschalsitze der kommunalen Gemeinschaftsstelle angewendet werden.



MUSTER Portfolio-Planung Biirodienstgebdude
(Stellenzeichen)
(Name)

Netto-
Flachenzuwachs / Arbeits-
Flachenabgang in  plitze

m? (NRF)*

Start der
MaBnahme

Ende der
MaBnahme

Nutzende
Verwaltung

Zugang /
Abgang

Abteilung Adresse

Vermodgen

MaBnahme Status Projekt

Finanzierung

Haushaltsjahr,

Ausgabe

Anlage 4.7
Bezirksamt:

Musterbezirk

Erganzende Informationen
zur Manahme

Zugang Verdichtung in Priifung SODA Bezirk Pankow Tiefbau Musterstr. 1, 10111 Berlin 0 50 Q4 2020 Q4 2025 Kapitel/Titel 50.000
apitel/Tite
. . Bezirk Nutzer wird folglich in der

Freizug aufgrund Sanierung / .

Abgang Baufreiheit in Umsetzung  |Bezirk Charlottenburg- SGA Musterstr. 2, 10111 Berlin 150 10 Q12021 Q22022 SILB-Riicklage Anmietung "XY"
aufreihei
Wilmersdorf untergebracht

Einzug nach Sanierung / . 3 . . . . N Neuer Nutzer zieht nach
Zugang o in Planung Bezirk Bezirk Neukslin SGA Musterstr. 2, 10111 Berlin 150 15 Q22022 unbesfristet SILB-Riicklage i R

Baufreiheit Sanierung ein
Abgang Abmietung in Planung Anmietung Bezirk Reinickendorf |Verschiedene Musterstr. 5, 10111 Berlin 1.500 60 Q3 2022 - -
Zugang Herrichtung Leerstand in Planung Bezirk Bezirk Reinickendorf |Sport Musterstr. 3, 10111 Berlin 500 35 Q42023 unbefristet SIWA(NA) I-VI

* Angabe der Netto-Flédche, die durch die MaBnahme hinzukommt oder aus der Flachenbilanz abgeht; Zu- bzw. Abgénge sind chronologisch aufzulisten; Die Auswahimdéglichkeiten in den Spalten A bis E sind vorgegeben; Die Fldchenangabe
(Nettoflachenzuwachs/-abgang) bezieht sich immer auf die MalBnahme und nicht auf die Gesamtliegenschaft; Sobald eine Liegenschaft oder ein Teil einer Liegenschaft fiir eine BaumalBnahme freigezogen werden soll, ist diese in der Tabelle einmal
als Abgang und anschlieBend wieder als Zugang zu verbuchen; Bei Start und Ende der MalBnahme in Spalte J und K sind immer Nutzungsbeginn bzw. das Nutzungsende anzugeben; Hier sollen Zeitrdume , in denen Fldchen z.B. nicht zur Verfiigung

stehen oder befristete Zugdnge wie Anmietungen erkennbar werden




Dropdown-Menii (Auswahlfelder)

Spalte A:

Spalte B:
Zugdnge

Abgdnge

Spalte C:

Spalte D:

Spalte E:

Zugang / Abgang
Zugang
Abgang

Mafinahme
Verdichtung
Anmietung (SILB)
Ankauf

Neubau

Herrichtung Leerstand

Nachnutzung Drittvermietung

Einzug nach Sanierung / Baufreiheit
Drittanmietung

Abmietung

Abmietung SILB

Drittvermietung

Freizug aufgrund Sanierung / Baufreiheit
Aufgabe der Liegenschaft und Clusterung

Status Projekt
in Priifung
in Planung
in Umsetzung

Vermégen
SILB
SODA
Bezirk
Anmietung
THV

Nutzer

Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf
Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg
Bezirk Lichtenberg

Bezirk Mitte

Bezirk Marzahn-Hellersdorf
Bezirk Neukolln

Bezirk Pankow

Bezirk Reinickendorf

Bezirk Spandau

Bezirk Steglitz-Zehlendorf
Bezirk Tempelhof-Schéneberg
Bezirk Treptow-Képenick

Anmerkungen

Sortierung chronologisch nach Ereignis

Anmerkungen

neue Ausweisung von Arbeitspléizen in der Liegenschaff; die Zahl der AP wéichst ohne Wachstum der Flciche; durch neue Einpassplanung

Angabe des Nutzungsbeginn

Neubau, Erweiterungsbau

Herrichtung bisher ungenutzter Flcéichen (Leerstand oder Flcichen, welche zuvor nicht fiir die Unterbringung von Arbeitsplditzen genutzt wurde, z.B.
Herrichtung von Aktenréumen zur Schaffung weiterer AP)

Dirittmieter werden gekiindigt und Fléiche wird eigengenutzt

bisher genutzte Fldchen wurden umgebaut und stehen nun wieder zur Verfigung

Marktanmietung (Angabe Mietzeifraum in Spalte J & K)

Angabe Mietende erforderlich

Fléiche, dlie bisher fir die Unferbringung von Arbeitsplditzen genutzt wurde, wird an Dritfe vermietet
"tempordir’; Fldchen missen z.B. aufgrund von HerrichtungsmaBnahmen leergezogen werden
Verwalfungsnutzung wird aufgegeben

Anmerkungen

Projektentwicklung, Vorprifung

Projekiplanung, erforderlichen Beschliisse liegen vor
Projekt in Umseftzung, erforderliche Beschlisse liegen vor

Angabe des Vermégens zu Beginn der Maf3nahme
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Hinweis:
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Nach Riicklauf der erstmaligen Berichterstattung wird der Fragebogen zum Optimierungskonzept ggf. angepasst und im Nachgang zum

Rundschreiben erneut versendet.

Dienststelle

Aktueller Flachenverbrauch und Umsetzungsstand non-territoriales Arbeiten

1. Aus welchen Griinden wird die
Flachenvorgabe der AllARaum aktuell
Uberschritten?

2. Wie hoch ist der Anteil der Beschdftigten,
die ortsunabhangiges Arbeiten (Homeoffice,
Telearbeit, mobiles Arbeiten 0.4.) nutzen in %?

2a. Wie ist die durchschnittliche Anzahl der
HO-Tage/ pro Woche?

3. Wie hoch ist der Anteil an Arbeitspldtzen,
die flexibel genutzt werden (Desk-Sharing) in
%7?

Konzept zur Reduzierung des Fldchenverbrauchs

4. Wurde bereits ein Konzept zur Reduzierung
des Flachenverbrauchs erstellt?

Wahlen Sie ein Element aus.

5. Falls nicht: Bis wann wird ein
Flachenoptimierungskonzept erstellt?

5a. Welche Ansdtze zur Reduzierung des

Flachenverbrauchs bestehen bereits?

z.B. Reduzierung von Einzelzimmern, Homeoffice, Desk-Sharing, Trennung von Biiro- und
Besprechungsrdumen, Videokonferenzen
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6. Falls ja: Bitte benennen Sie die Eckpunkte
des Konzept (bitte max. 1 Seite).

6a. Welche Mafinahmen sind Bestandteile des
Konzepts?

z.B. Reduzierung von Einzelzimmern, Homeoffice, Desk-Sharing, Trennung von Biiro- und
Besprechungsrdumen, Videokonferenzen

7. Welche technischen, organisatorische oder
kulturelle Voraussetzung miissen zur
Umsetzung der Maf3nahmen noch geschaffen
werden?

8. Von welchem Zeitraum gehen Sie fiir die
Umsetzung der Mafinahmen jeweils aus?

9. Wie soll der Flachenverbrauch nach
Umsetzung der Maf3inahmen ausfallen?
(Angabe in m? AllARaum-Fldche/Beschdftigte)

10. Welcher Anteil der Beschdftigten soll
perspektivisch ortsunabhdngig und flexibel
arbeiten kdnnen (Zielwert in %)?

11. Wie viele Arbeitsplatze sollen
perspektivisch dadurch eingespart werden
kdnnen (Zielwert)?

11a. Welche Flachen sollen nach Umsetzung
der Maf3nahmen aufgegeben werden (Angabe
in m* NRF)?

12. Mit welchen Kosteneinsparungen rechnet
lhre Verwaltung nach Umsetzung der
Flachenreduzierung?

Pilotprojekte
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13. Sind bereits Pilotprojekte zur Reduzierung
des Flachenverbrauchs oder zum non-
territorialen Arbeiten in der Umsetzung?

Wadhlen Sie ein Element aus.

14. Beschreiben Sie bitte das Pilotprojekt (bitte
max. 1 Seite).

15. Welche Erfahrungswerte kénnen Sie
daraus ziehen?

16. Wie hoch ist der Fladchenverbrach je
Arbeitsplatz im Rahmen des Pilotprojekts?
(Angabe in m? AllARaum-Flédche/Arbeitsplatz)

16a. Wie hoch ist der Flachenverbrach je
Beschdftigter im Rahmen des Pilotprojekts?
(Angabe in m? AllARaum-Fldche/Beschdftigte)

17. Wie viele Beschdaftigte nutzen im
Pilotprojekt welche Anzahl an Arbeitspldtzen?




Anlage 4.9

Der Senat von Berlin

Aligemeine Anweisung
liber die Bereitstellung und Nutzung
von Dienstraumen
(Raumnutzungsanweisung — AllJARaum)

Vom 4. November 1997

Inn ZS A 23
Telefon: 90 12 - 67 74 oder 90 - 0, intern 9 12 - 67 74

Aufgrund des § 6 Abs. 1 AZG wird bestimmt:

I. Geltungsbereich und allgemeine Grundsitze
1 - Geltungsbereich
2 - Allgemeine Grundsitze

II. Raumkoordinierung
3 - Raumkoordinierung

III. Ermittlung und Deckung von Raum- und Flichenbedarf
4 - Zustindigkeiten, Definitionen

5 - Biiroflichenbedarf

6 - Sonderflichenbedarf

7 - Uberschreiten der maximalen Belegungsdichte

8 - Deckung von Raumbedarf

IV. Arbeitsplatzgestaltung
9 - Arbeitsplatzgestaltung

V. Vergabe von Riumen und Freianlagen

10 - Gegenstand und Zustindigkeit

11 - AusschluBl von der Vergabe

12 - Nutzungsentgelte, Verrechnungen

13 - Befreiung von der Entrichtung des Entgelts

VI. Ubergangs- und SchluBvorschriften
14 - Ubergangs- und SchluBvorschriften
Anlage 1 - Flichendefinitionen
Anlage 2 - Sonstiges Regelwerk

I. Geltungsbereich und allgemeine Grundsitze

1 - Geltungsbereich
(1) Diese Allgemeine Anweisung regelt fiir alle Dienststellen
und Einrichtungen der Berliner Verwaltung
a) die Koordinierung von Raumbedarf (Abschnitt II) sowie
b) die Vergabe von Rdumen und Freianlagen (Abschnitt V),
sofern keine speziellen Regelungen getroffen sind.
(2) Sie regelt ferner fiir Einrichtungen mit tUberwiegender
Biiroflichenausstattung (Verwaltungsgebédude)
a) die Ermittlung von Fliachenbedarf (Abschnitt III) sowie
b) die Gestaltung von Biiro-Arbeitspldtzen (Abschnitt IV).

Die entsprechenden Regelungen stellen zugleich Rahmenvor-
gaben und Standards fiir die Aufstellung von Bedarfsprogram-
men dar.
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2 - Allgemeine Grundsiitze

(1) Dienstgebdude und -rdume sind Arbeitsmittel. Der Raum-
und Fldchenbestand ist auf das Mindestmal} zu begrenzen, das
zur ordnungsgemifen Erflillung der Aufgaben Berlins unab-
dingbar vorzuhalten ist, er ist im Ubrigen nach wirtschaftlichen
Grundsidtzen zu nutzen, zu verwalten und zu verwerten.

(2) Zur Senkung des Raum- und Flichenbedarfs sind insbe-
sondere

a) Moglichkeiten der Mehrzwecknutzung vorzusehen und
vorhandene Flidchen intensiver zu nutzen,

b) Anderungen in der Aufbau- und Ablauforganisation sowie
in der Personalausstattung unverziiglich zum Anlal} fiir
eine bedarfsgerechte Anpassung der Flichenausstattung
zu nehmen,

¢) Teilzeit- und andere Arbeitszeit- oder Organisations-
modelle, die den Flichenbedarf reduzieren kénnen, durch
Bereitstellung von flexibel nutzbarem Mobiliar zu unter-
stiitzen,

d) als Standard grundsitzlich die Mindestanforderungen an-
zusehen.

II. Raumkoordinierung

3 - Raumkoordinierung

(1) Der Ausgleich von Flichen-Angebot und -Nachfrage soll
durch zentrale Stellen (Koordinierungsstellen) der Hauptver-
waltung und der Bezirke organisiert werden. Die Koordinie-
rungsstelle fiir die Hauptverwaltung wird vom Senat benannt.

(2) Die fiir die Verwaltungsorganisation zustindige Senatsver-
waltung hat ein Rahmenkonzept flir die Unterbringung der
Dienststellen der Hauptverwaltung zu entwickeln und fortzu-
schreiben. Dieses enthilt insbesondere die verbindlichen Ziele
der Raumkoordinierung.

III. Ermittlung und Deckung von Raum- und Fléichen-
bedarf

4 - Zustindigkeiten, Definitionen

(1) Die verbindliche Festlegung der Anforderungen und
Bedarfe fiir Biirogebdude und sonstige Biiroflichen einschlief3-
lich der Zahl, Grélle, Zweckbestimmung und Ausstattung der
Réume und Fldchen in einem Bedarfsprogramm obliegt dem
Bedarfstriager. Auf die Ubergangsregelung in Nummer 14
Abs. 1 wird verwiesen.

(2) Fiir die Definition der malB3geblichen Flichenarten sowie
fiir die Zuordnung der Nutzungsart von Rdiumen und Flidchen
gilt DIN 277 (Grundflichen und Rauminhalte von Hoch-
bauten) in Verbindung mit dem Raumzuordnungskatalog
(vgl. Anlage 1).

5 - Biiroflidchenbedarf

(1) Fir die Bedarfsermittlung ist die Biiro-Fldche je Arbeits-
platz (= durchschnittliche Belegungsdichte) maBigeblich.

Im Ergebnis darf die durchschnittliche Belegungsdichte 8 m2
nicht unterschreiten, sie soll 11 m2 nicht iibersteigen.

(2) Einpersonen-Biirordume sollen mindestens 10 m2, Mehr-
personen-Biirordume mindestens 16 m? grof} sein. Bliroraum-
groflen unter 8 m? sind unzuléssig.

(3) Zu den Arbeitsplitzen im Biirobereich zidhlen sdmtliche
dort einzurichtende Arbeitspldtze nach dem Geschiftsvertei-
lungsplan zuziiglich der vorzuhaltenden Ausbildungs- und
z. A.-Plitze.

(4) Arbeitspldtze, die hochstens mit der Hélfte der regelméfBi-
gen Arbeitszeit eingerichtet sind, werden jeweils mit 75 % als
anteiliger Arbeitsplatz berechnet.



6 - Sonderflichenbedarf

Der Bedarf an Sonderflichen (alle {ibrigen Hauptnutzflichen
aullerhalb von Biirofldchen) ist jeweils entsprechend den funk-
tionalen Erfordernissen festzusetzen, dabei soll im Durch-
schnitt ein Verhiltnis ,,Sonderfliche zu Biirofldche“ von rd.
»1 zu 2,5 nicht Uberschritten werden. Ausgewihlte Bedarfs-
kriterien sind in Anlage 1, Nr.2.2 genannt.

7 - Uberschreiten der maximalen Belegungsdichte

(1) Ergibt sich aus der Umsetzung des Bedarfsprogramms eine
durchschnittliche Belegungsdichte bei den Biiroflichen aller
Einrichtungen des Ressorts bzw. des Personalwirtschafts-
bereichs von tiber 11 m?, so ist vom Bedarfstrager die Notwen-
digkeit des Vorhabens unter Berlicksichtigung wirtschaftlicher
Aspekte, titigkeitsbezogener Erfordernisse und der funktiona-
len Nutzbarkeit und Eignung des Gebidudes besonders zu
begriinden. Dies gilt auch fiir Vorhaben, bei denen die maxi-
male Belegungsdichte von vornherein iiberschritten werden
soll. Auf die Ubergangsregelung in Nummer 14 Abs. 1 wird
verwiesen.

(2) Abweichungen bei den Sonderflichen sind jeweils im
Detail zu begriinden.

8 - Deckung von Raumbedarf

(1) Raumbedarfist - gegebenenfalls nach entsprechender bau-
licher Herrichtung - in landeseigenen Gebduden zu decken,
soweit dadurch Leerstand, die Nutzung von unwirtschaftliche-
ren Flichen oder die Miete von Fldchen vermieden wird. Von
dem Grundsatz der Unterbringung in landeseigenen Gebidu-
den kann im Zusammenhang mit Sale-and-leaseback-Konzep-
ten bzw. dhnlichen Finanzierungskonzepten abgewichen wer-
den, sofern die Wirtschaftlichkeit dieses Vorgehens im Einzel-
fall belegt wurde.

(2) Dienststellen eines Bezirks konnen unter Beachtung ins-
besondere der Vorschriften tiber die 6rtliche Zusténdigkeit der
Bezirksdmter auch in Anliegerbezirken angesiedelt werden.

(3) Zusitzliche oder neue Biiroflichen diirfen nur dann
gemietet, alternativ finanziert oder erworben werden, wenn

a) aus einer Flichenbilanz hervorgeht, dal3 die genutzten
Fldchen einschlielich der sonstigen im Fachvermodgen
des Bereichs befindlichen Fldichen mittelfristig insgesamt
unzulidnglich sind. In der Flichenbilanz ist der Bestand an
landeseigenen und gemieteten Gebduden nach Lage, Art,
Grofle, Nutzung und Belegung einschlieB3lich der haus-
haltsméBigen Belastungen zu erfassen; diesen Angaben ist
gef. die tatsdchliche Entwicklung des Flidchen-Bedarfs
gegeniiberzustellen;

b) die damit verbundenen Aufgaben unabweisbare Prioritit
aufgrund von Beschliissen des Abgeordnetenhauses von
Berlin oder des Senats haben und

¢) nachweislich bei Einhaltung aller entsprechenden Regel-
werke und sonstigen Standards unter Einbeziehung aller
Folgekosten keine wirtschaftliche oder aufgabengerechte
Alternative zum dargestellten Bedarf besteht.

IV. Arbeitsplatzgestaltung
9 - Arbeitsplatzgestaltung

(1) Die Arbeitsplidtze im Biirobereich und deren Umfeld
miissen als ganzheitliches Arbeitssystem den aktuellen ergono-
mischen und gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkennt-
nissen und Anforderungen entsprechen. Sie sollen dyna-
misches Arbeiten mit wechselnden Arbeitshaltungen und
-bewegungen ermoglichen.

(2) Neben den gesetzlichen Regelungen sind insbesondere
die Grundsitze der Arbeitsstittenverordnung und der dazu
erlassenen Arbeitsstittenrichtlinien zu beachten (siehe auch
Anlage 2).

(3) Bildschirm-unterstiitzte/PC-Arbeitsplitze gelten als Stan-
dardarbeitsplitze.

(4) Mobel und andere Einrichtungs- und Ausstattungsgegen-
stinde, die im Rahmen des Sammelbestellverfahrens vom Lan-
desverwaltungsamt Berlin beschafft werden, entsprechen den
jeweils aktuellen technischen, ergonomischen, wirtschaftlichen
und 6kologischen Anforderungen und Normen und tragen zu
einer sachgerechten Standardisierung der Ausstattung bei.

V. Vergabe von Riumen und Freianlagen
10 - Gegenstand und Zustindigkeit

(1) Im Rahmen der Verfiigbarkeit konnen Rdume und Freian-
lagen (z. B. Hofe, Vorgirten, Pkw-Stellplidtze) auf Dienstgrund-
stiicken der Berliner Verwaltung einschlieBlich der Einrich-
tungs- und Ausstattungsgegenstinde und der damit gege-
benenfalls verbundenen Zusatzleistungen kurzzeitig einmalig
oder periodisch an Dritte iiberlassen werden (Vergabe). Ein
Anspruch auf Uberlassung von Rdumen oder sonstigen
Fldchen besteht nicht.

(2) Die Vergabe von Rdumen oder sonstigen Fldchen darf
deren Eignung und Widmungszweck nicht widersprechen und
die Belange der nutzenden Dienststelle oder Einrichtung sowie
sonstige Offentliche Belange nicht beeintrichtigen.

(3) Die Entscheidung iiber die Vergabe obliegt der ortlich
jeweils zustindigen Dienststelle, die auch das Vergabe-Verfah-
ren regelt.

(4) Spezielle Regelungen, z. B. flir Einrichtungen im Schul-,
Jugend- und Kulturbereich, gehen dieser Allgemeinen Anwei-
sung vor.

11 - AusschluBf von der Vergabe

Von der Vergabe ausgeschlossen sind Vereinigungen und Orga-
nisationen,

a) die sich gegen die verfassungsméfBige Ordnung der Bun-
desrepublik Deutschland oder des Landes Berlin oder
deren Verfassungsorgane richten,

b) deren Tétigkeit erhebliche Interessen der Bundesrepublik
Deutschland beeintrichtigt oder

¢) die sich als konflikttrichtige religiose und weltanschau-
liche Gruppen oder Psychogruppen, Gruppen mit thera-
peutischem oder lebenshelfendem Anspruch betitigen
und die fiir den einzelnen potentiell konflikttrachtige
Merkmale, Strukturen, Praktiken oder Gefahrenaspekte
aufweisen,

sowie Personen, die solchen Vereinigungen und Organisatio-
nen angehdren.

12 - Nutzungsentgelte, Verrechnungen

(1) Fiir die Nutzung von Rdumen und Freianlagen, techni-
schen Anlagen, Geriten u. 4. durch andere Verwaltungsstellen
oder Dritte ist grundsitzlich ein angemessenes Entgelt zuziig-
lich anfallender Nebenkosten (anteilige Verbrauchs- und son-
stige Sach- sowie Personalkosten) zu erheben.

(2) Soweit Verwaltungsstellen beteiligt sind, 143t die Senats-
verwaltung fiir Finanzen nach § 61 Abs. 1 LHO interne Ver-
rechnungen fiir das Nutzungsentgelt zu.

(3) Den Fraktionen der Bezirksverordnetenversammlungen
sind die fiir ihre Arbeit unabweisbar erforderlichen Riume
unentgeltlich zu tiberlassen. Die Gebrauchstiiberlassung dieser
Réume an Dritte fiir fraktionsfremde Nutzungen ist nur gegen
Entgelt zugunsten der Bezirkskasse zuldssig.

(4) Fir die Vorbereitung und Durchfiihrung von allgemeinen
Wahlen, von Volksbegehren, Volksentscheidungen und Biir-
gerbegehren durch die zustindigen Verwaltungsstellen sind
keine Nutzungsentgelte zu erheben.
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Anlage 1

1 Netto-Grundfliche (NGF)

13 - Befreiung von der Entrichtung des Entgelts

Die vergebende Stelle kann im Einzelfall in eigener Verantwor-
tung die vollstindige oder teilweise Befreiung von der Entrich-
tung eines Nutzungsentgelts und ggf. auch der Nebenkosten
verfiigen. Die Hohe und der Grund des Einnahmeverzichts
sind aktenkundig zu machen.

VI. Ubergangs- und SchluBvorschriften
14 - Ubergangs- und SchluBvorschriften

(1) Bis zur Einfiihrung der Budgetierung sind Bedarfsanmel-
dungen fiir Bliroflichen der Hauptverwaltung auch von der
dafiir fachlich zustindigen Senatsverwaltung zu priifen, sofern
die durchschnittliche Belegungsdichte aller Dienststellen des
Ressorts 11 m? tibersteigt. Entsprechendes gilt fiir Blirodienst-
gebdude der Bezirke, die nach § 24 LHO fachlich zu priifen
sind.

(2) Die gemidll Nummer 12 Abs. 2 zugelassene Ausnahme von
§ 61 Abs. 1 LHO gilt nur bis zur flichendeckenden Einfiihrung
der Budgetierung. Von diesem Zeitpunkt an sind Raummieten
nur noch als Verrechnungsmieten in der Kostenrechnung dar-
zustellen und finden auf diesem Wege ihre Beriicksichtigung in
der Budgetierung.

(3) Die bisher fiir die Raumvergabe verwendeten Einheitsvor-
drucke Inn 316 (Turnhallenordnung), Inn 317 (Schulraum-
benutzungsordnung), Inn 318 (Antrag auf Uberlassung von
Réumen), Inn 319 (Kostenabrechnung fiir Raumiiberlassung)
und Inn 320 (Nachweis iiber Benutzung von Ridumen und
Anlagen) werden nach Verbrauch nicht mehr aufgelegt.

(4) Vertrdge liber die Vergabe von Rdumen und Freifldchen,
die vor Inkrafttreten dieser Allgemeinen Anweisung abge-
schlossen worden sind, gelten bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf weiter.

(5) Diese Allgemeine Anweisung tritt am 1. Januar 1998 in
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2007 auller Kraft.

Flachendefinitionen und Flachenarten gemaB DIN 277

[nutzbare Grundfliche zwischen begrenzenden Bauteilen]

Nutzungsart
1}\Icr* Benennung Nettogrundfliche (NGF)
1 Wohnen und Aufenthalt Hauptnutzfliche 1 (HNF 1)
2 Biiroarbeit Hauptnutzfliche 2 (HNF 2)
3 Produktion, Hand- und Maschinenarbeit, Hauptnutzfliche 3 (HNF 3)
Experimente
4 Lagern, Verteilen und Verkaufen Nutzfliche Hauptnutzfliche 4 (HNF 4)
5 Bildung, Unterricht und Kultur (D Hauptnutzfliche 5 (HNF 5)
6 Heilen und Pflegen Hauptnutzfliche 6 (HNF 6)
7 Sonstige Nutzungen + Nebennutzfliche (NNF)
8 Betriebstechnische Anlagen + Funktionsfliche (FF)
9 Verkehrserschlieung und -sicherung + Verkehrsfliche (VF)

* Raumcode-Nummer laut Raumzuordnungskatalog (Raumnutzungsschliissel)
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2  Hauptnutzfliche (HNF 1 - 6):
Verwaltungsinterne Unterteilung in:

2.1 Biiroflichen = Biiro-Arbeitsriume/Groflraumbiiros fiir
eine oder mehrere Personen inkl. npl.-Krifte innerhalb der
HNF 2 (nur Raumcodes 21, 22 und 24), insbesondere all-

gemeine Verwaltungsdienste, Schreibdienste, Konstruk-
tionsbiiros

2.2 Sonderflachen: alle tibrigen Nutzungsarten bei HNF 1
bis 6, zum Beispiel:
— Archiv/Bibliothek/Registratur (nach Ifd. m Schriftgut)
— Biirotechnik-Rdume
— Fernsprechvermittlungsriume

— Kaffee-/Teekiichen (1/Etage i. V. m. anderen Wasser-
anschliissen)

— Kantine-Speiseraum (bei 3-Schichten-Betrieb: 2 m?/
Platz)

— Kassen (siehe Sicherheitsregel GUV 6.14)

— Labors

— Pausenraum fiir Jugendliche

— Pfortnerrdume

— Sanitéts-/Liegeraum (20 m?; sieche GUV 20.12)

— Sitzungsrdume (je Platz ca. 1,5 m?)

— Warterdume

— Werkstitten

(Das Verhiltnis der Sonderflichen zu den Biiroflichen
sollte 1 :2,5 nicht {iberschreiten, vgl. Nummer 6 AllA-
Raum.)

2.3 Mehrzweckriume (nach DIN 277 Teil 2 Ziff. 4.8)

Grundflichen, die mehrfach genutzt werden, sind der
iberwiegenden Nutzungsart zuzuordnen, z. B. rechnen
Flure mit Wartebdnken der Verkehrsfliche zu.

3 Die Nebennutzflichen (NNF) bleiben bei der Betrachtung
der Biiro- und Sonderfldchen auller Ansatz (z. B. Abstell-
rdiume, Garderoben, Putzriume, Sanitdrriume, Schutz-
rdume, Zentrale Technik).

Anlage 2

Zu beachtendes Regelwerk
zur Arbeits-Platz- und -Umfeldgestaltung

(Stand 1. Februar 1997)

[Zugleich allgemein anerkannte sicherheitstechnische, arbeits-
medizinische und -hygienische Regeln und gesicherte arbeits-
wissenschaftliche Erkenntnisse]

(Ohne Spezialregelungen fiir den Einsatz von IuK-Technik)

— Richtlinie des Rates vom 12. Juni 1989 iiber die Durchfiih-
rung von Mallnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und
des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit
(89/391/EWG) (Amtsblatt der Europdischen Gemein-
schaften Nr. L 183 vom 29. Juni 1989, S. 1) - Rahmenricht-
linie

— Richtlinie des Rates vom 29. Mai 1990 iiber die Mindest-
vorschriften beziiglich der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes bei der Arbeit an Bildschirmgeriten (5. Ein-
zelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie
89/391/EWG) (90/270/EWG) (Amtsblatt der Euro-
pdischen Gemeinschaften Nr. L 156 vom 21. Juni 1990,
S. 14) - Bildschirmrichtlinie

— Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBI.
I S.1246), gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom
25. September 1996 (BGBI. I S. 1476)

— Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) vom 12. Dezember 1973
(BGBI. I S. 1885), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 25. September 1996 (BGBI. I S. 1476)

— Geritesicherheitsgesetz (GSG) in der Fassung vom 23. Ok-
tober 1992 (BGBI. I S. 1793), zuletzt gedndert durch § 14
Abs. 6 des Gesetzes vom 19. Juli 1996 (BGBI. I S.1019)

— Gesetz iiber die Durchfiihrung des Arbeitsschutzes in der
Fassung vom 16. April 1953 (GVBI. S. 242), zuletzt gedn-
dert durch Artikel LXXV des Gesetzes vom 26. November
1974 (GVBIL. S. 2746)

— Ausfiithrungsbestimmungen zum Gesetz iiber die Durch-
fiihrung des Arbeitsschutzes vom 1. August 1950, gedndert
durch § 41 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes vom 2. Oktober 1958
(GVBL. S.951)

— Arbeitsstittenverordnung (ArbStittV) vom 20. Mérz 1975
(BGBL. I S. 729), zuletzt gedndert durch Artikel 4 der Ver-
ordnung vom 4. Dezember 1996 (BGBI. I S. 1841)

o Arbeitsstitten-Richtlininien (ASR), verdffentlicht im
Bundesarbeitsblatt (auch: Schriftenreihe der Bundes-
anstalt fiir Arbeitsschutz, Dortmund)

— Bildschirmarbeitsverordnung (BildscharbV) vom 4. Dezem-
ber 1996 (BGBI. I S. 1841)

— RdSchr SenInn V Nr. 88/1996 vom 11. Dezember 1996 betr.
LSicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit an Bild-
schirmgeriten® (DBIL. 1997 1 S. 34)

— RdSchr SenBauWohn VI Nr. 18/1994 vom 30. November
1994 betr. , Wirtschaftliche Standards des offentlichen
Bauens“

Bei der Eigenunfallversicherung Berlin, Noldnerstrale 34-36,
10317 Berlin konnen folgende Unterlagen bezogen werden:

— Unfallverhiitungsvorschriften
o Allgemeine Vorschriften (GUV 0.1) von 1991
e Erste Hilfe (GUV 0.3) von 1993
e Kassen (GUV 6.14) von 1987
e Lirm (GUV 9.20) von 1995

— Sicherheitsregeln, Richtlinien
e Biiroarbeitsplitze (GUV 17.7) von 1979
o Bildschirmarbeitsplitze (GUV 17.8) von 1980
e Kiinstliche Beleuchtung am Arbeitsplatz (GUV 17.9)
von 1994
— Merkblitter

o Sanitidtsrdume und Sanitidtscontainer (GUV 20.12) von
1988

e Bildschirm-Arbeitsplidtze (GUV 23.3) von 1994

— Broschiiren, Aushinge, Aufkleber

e Unfallverhiitung im Offentlichen Dienst (GUV 50.0.1)
von 1989

Wesentliche DIN-Normen, zu beziechen iiber den Beuth-Verlag,
Burggrafenstralle 6, 10787 Berlin, Telefon: 26 01 - 22 60:

DIN 277-1 Grundflichen und Rauminhalte von Hoch-

bauten: Begriffe, Berechnungsgrundlagen

DIN 277-2 Grundflichen und Rauminhalte von Bau-
werken im Hochbau: Gliederung der Nutz-
flichen, Funktionsflichen und Verkehrs-

flichen (Netto-Grundfldche)
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DIN 4543-1 Biiroarbeitspldtze: Fldchen fiir die Auf-
stellung und Benutzung von Biliromdbeln -
Sicherheitstechnische Anforderungen, Prii-

fung

DIN 4543-2 Buroarbeitsplitze: Flichen fiur die Aufstel-
lung und Benutzung von Biiromébeln -
Ergonomische Gestaltung von Biiroarbeits-

plitzen (Entwurf)

DIN 4549 Biiromobel: Schreibtische, Biiromaschinen-

tische und Bildschirm-Arbeitstische; Malle

Biiromdbel: Biirodrehstiihle und Biirodreh-
sessel; Sicherheitstechnische Anforderun-
gen, Priifung

DIN 4551

DIN 4556 Biiromdobel: Fullstiitzen fiir den Biiroarbeits-

platz; Anforderungen, Mal3e

DIN 5035-2 Beleuchtung mit kiinstlichem Licht: Richt-
werte flir Arbeitsstitten in Innenrdumen und

im Freien

DIN 5035-7 Innenraumbeleuchtung mit kiinstlichem
Licht: Beleuchtung von Rdumen mit Bild-
schirmarbeitspldtzen und mit Arbeitsplidtzen

mit Bildschirmunterstiitzung

DIN 33414-1 Ergonomische Gestaltung von Warten: Sitz-

arbeitspldtze; Begriffe, Grundlagen, Mal3e

DIN 66234,
Teile 1-10

DIN EN 29241, Normenreihe ,Ergonomische Anforderun-
Teile 1-17 gen fiir Biirotétigkeit mit Bildschirmgeridten®

Normenreihe ,,Bildschirm-Arbeitspldtze

Allgemeine Anweisung
zur Férderung von privatrechtlich
organisierten Theatern
und Theater-/Tanzgruppen in Berlin

Vom 30. Juni 1998

WissKult IV B/IV E

Telefon: 2 8525-720/750 oder 28525-0
intern 9 06 - 720/7 50

Auf Grund des § 6 Abs. 1 AZG wird bestimmt:

1. Abschnitt: Allgemeine Regelungen

§ 1 - Empfinger der Forderung

Geftrdert werden
Theater,

Theater-/Tanzgruppen (dies sind Spielvereinigungen mit
bzw. ohne eigene Rechtsfihigkeit und feste Bindung an
eine Spielstitte) sowie

Personen, die auf eigene Rechnung Produktions- und
Spielstdtten fiir Theater und Theater-/Tanzgruppen zur
Verfligung stellen.

Ein Anspruch auf Forderung besteht nicht.

§ 2 - Verfahren der Forderung

(1) Die Forderung erfolgt durch Zuwendungen, die die
fur Kulturelle Angelegenheiten zustindige Senatsverwaltung
(Bewilligungsstelle) unter den Voraussetzungen der §§ 23, 44

2726 § ABILN.37/17.07. 1998

der Landeshaushaltsordnung (LHO) und nach MaBgabe der
nach den Haushaltspldnen Berlins zur Verfiigung stehenden
Mittel vergibt.

(2) Die Zuwendungen werden auf Antrag vergeben durch Ver-
waltungsakt (Bescheid) der Bewilligungsstelle fiir maximal
zwei Kalenderjahre. Dies gilt auch in den Fillen, in denen die
Bewilligungsstelle sich durch o6ffentlich-rechtlichen Zuwen-
dungsvertrag zur Forderung fiir mehrere Jahre verpflichtet hat.

(3) Das Zuwendungsverhéltnis ist so zu gestalten, dal dem
Zuwendungsempfianger so weit wie moglich neben der kiinst-
lerischen auch die wirtschaftliche Freiheit der Gestaltung und
Verantwortung flir seinen Betrieb belassen wird.

(4) Die Antragsfristen sind AusschluBlfristen. Die Bewilli-
gungsstelle kann auch verspitete Antrige beriicksichtigen,
wenn der Antragsteller wichtige Griinde fiir die Versiumung
der Frist glaubhaft macht.

(5) Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des
Zuwendungsbescheides und die Riickforderung der gewéhrten
Zuwendung gelten die Ausfiihrungsvorschriften zu § 44 LHO
sowie §§48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(VwVILG), soweit nicht in diesen Forderrichtlinien Abweichun-
gen zugelassen worden sind.

§ 3 - Arten der Forderung

(1) Die Forderung wird gewédhrt entweder

a) als Forderung des gesamten Betriebes des Zuwendungs-
empfingers (Institutionelle Férderung) oder

b) als Forderung einzelner Aktivititen (Projektférderung).

(2) Institutionelle Forderung wird in der Regel auf Grund
eines Zuwendungsvertrages gewihrt (Konzeptforderung). Sie
kann ausnahmsweise auch ohne Zuwendungsvertrag gewihrt
werden, insbesondere

a) wenn aus nicht vom Antragsteller zu vertretenden Griin-
den die Priifung seiner Konzeption nicht rechtzeitig abge-
schlossen werden kann,

b) wenn der Antragsteller aus wichtigem Grund die Frist fir
den Antrag auf Konzeptférderung nicht eingehalten hat.

(3) Projektforderung wird gewihrt

a) auf Grund einer von der Bewilligungsstelle fiir jeweils bis
zu zwei aufeinanderfolgende Kalenderjahre zu erteilenden
Zusage der Mitfinanzierung bestimmter Produktionen (in
der Regel jedoch nicht ihrer 6ffentlichen Darbietung) und/
oder der Herrichtung bzw. Unterhaltung von Produktions-
und Spielstitten flir den eigenen Gebrauch (Basisforde-
rung),

durch Mitfinanzierung einzelner Produktionen, in der
Regel jedoch nicht ihrer 6ffentlichen Darbietung (Einzel-
projektforderung), oder

¢) auf Grund einer fiir hochstens zwei aufeinanderfolgende
Kalenderjahre geltenden Zusage der Bewilligungsstelle,
das Bereithalten einer Produktions- und/oder Spielstitte
fiir iberwiegend fremde Theater oder Theater-/Tanzgrup-
pen mitzufinanzieren (Spielstdttenforderung).

Fir eine Forderung nach Buchstabe a und b kommen in der
Regel nur professionell arbeitende Theater und Theater-/Tanz-
gruppen der Genres Sprechtheater, Musiktheater, Tanz/Tanz-
theater, Kinder-/Jugendtheater, Puppen-/Figurentheater und
Performance in Betracht.

b

=

(4) Soll eine lingere Zeit gewihrte institutionelle Forderung
eingestellt werden, so kann der Zuwendungsempfinger noch
fiir eine Ubergangsphase weiter geférdert werden, damit ihm
eine Umstrukturierung oder ordnungsgemifle Liquidation
ermoOglicht wird.
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Anlage 4.9.1

Senatsverwaltung fir Finanzen
Staatssekretar

Senatsvarwaltung fiir Finanzen, Klosterstrate 59, 10179 Barlin

An

die Senatsverwaltungen (einschl. Senatskanzlei)
- Bildung, Wissenschaft und Forschung

- Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz
- Inneres und Sport

- Integration, Arbeit und Soziales

- Justiz

- Stadtentwicklung

- Wirtschaft, Technologie und Frauen

den Présidenten des Abgeordnetenhauses

den Préasidenten des Verfassungsgerichtshofes
den Prasidenten des Rechnungshofes

den Berliner Beauftragten fur Datenschutz

und Informationsfreiheit

die Bezirks&mter von Berlin
- Charlottenburg-Wiimersdorf
- Friedrichshain-Kreuzberg
- Lichtenberg

- Marzahn-Heliersdorf

- Mitte

- Neukdélln

- Pankow

- Reinickendorf

-  Spandau

- Steglitz-Zehlendorf

- Tempelhof-Schéneberg

- Treptow-Kdpenick

- nachrichtlich -

den Vorsitzenden des Hauptausschusses

Gezchifiezaichen
1D -0 1380-2/2007
Bearbalarin
Frau Hennig
Denstgebiude
Klosterstrake 59, Berlin-Mitte
Zimmer 3078
Telefon (030) 5020 - 2212
Telafax (030) 9020 - 2611
E-Malt ilons.hennig@
senfin,berlin.de
Internet www.Berlin.de/senffinanzen
Varkehrsverbindungen:
LI Kiosterstraie
S+ Jannowitzbriicke

Datum ? Dezember 2007

AL/Az2
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* Allgemeine Anweisung iiber die Bereitstellung und Nutzung von Dienstriumen
(Raumnutzungsanweisung - AllARzaum)

Mit der Anderung des Geschaftsverteilungsplans des Senats vom 20.02.2007 (ABI. Nr.
16 5. 986) ist u.a. die Aligemeine Anweisung uber die Bereitstellung und Nutzung von
Dienstraumen (Raumnutzungsanweisung - AllARaum) in den Zusténdigkeitsbereich
der Senatsverwaltung fur Finanzen tbergegangen. Diese Vorschrift tritt mit Ablauf des
31.12.2007 aulder Kraft.

Die Arbeiten an der Anschlussregelung konnte leider noch nicht abgeschlossen wer-
den. Ich bitte Sie daher, weiterhin die mit Ablauf des 31.12.2007 aufter Kraft tretende
AllARaum vom 04.11.1997 (ABIL. Nr. 37 S. 2722) entsprechend dem Grundsatz der
Selbstbindung der Verwaltung bis zum Erlass einer Anschlussregelung anzuwenden.
Sie werden zeitnah durch ein gesonderies Schreiben Gelegenheit erhalten, meinem
Haus ggf. Ihre Modifizierungsvorschliage mitzuteilen.

Ich bitte die juristischen Personen des 8ffentlichen Rechts, nachgeordnete und sonsti-
ge Einrichtungen, die Threr Aufsicht unterstehen, in geeigneter Form zu unterrichten
und sicherzustellen, dass entsprechend verfahren wird.

In Vertretung

Klaus Teichert





